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(A) (C)

(B) (D)

Stephan Hilsberg

Wir werden nicht zulassen, dass es hier zu einem
Schlussstrich unter die DDR-Vergangenheit kommt. Wir
werden diese Diskussion weiterführen und weiter er-
möglichen. Denn Zukunftsgestaltung und die Würdi-
gung der Vergangenheit sind zwei Seiten ein und dersel-
ben Medaille. 

Herr Bisky, man mag bedauern, dass Sie hier sitzen;
aber Wahlergebnisse sind Wahlergebnisse. Einen kon-
struktiven Beitrag haben Sie nicht geleistet. Ihre letzte
Äußerung, Sie seien im eigentlichen Sinne die Partei der
deutschen Einheit, das war der schönste Witz!

(Lachen bei Abgeordneten der CDU/CSU –
Dr. Norbert Röttgen [CDU/CSU]: Das ist eine
Provokation!)

Was von Ihnen kommt, ist nur Populismus, etwa Ihr An-
trag, die Regierung möge komplett nach Berlin umzie-
hen. Der nützt uns doch nur dann, wenn wir ihn mit
Verwaltungsmodernisierung verbinden, wie mit dem
Bundesamt für Justiz geschehen. Auf diesem Weg gehen
wir weiter. 

Die neuen Einrichtungen, um die es geht, die Bundes-
stiftung „Baukultur“, die nach Potsdam gekommen ist – –

Präsident Dr. Norbert Lammert: 
Herr Kollege Hilsberg!

Stephan Hilsberg (SPD): 
Auf diesem Weg werden wir weitergehen, im Großen

wie im Kleinen. 

Ich bedanke mich für Ihre Aufmerksamkeit.

(Beifall bei der SPD und der CDU/CSU sowie
bei Abgeordneten des BÜNDNISSES 90/
DIE GRÜNEN)

Präsident Dr. Norbert Lammert: 
Ich schließe die Aussprache.

Die überragende Bedeutung, die der Deutsche Bun-
destag und auch das amtierende Präsidium der Behand-
lung dieses Themas unverändert beimisst, wird auch da-
ran deutlich, dass aus der vereinbarten 90-minütigen
Debatte eine zweistündige Debatte geworden ist. Wir
alle sind uns einig, dass noch vieles hätte vorgetragen
werden können, vielleicht auch müssen. Das wird bei der
weiteren Beschäftigung mit den der Debatte zugrunde
liegenden Unterlagen gewiss erfolgen.

Interfraktionell wird die Überweisung der Vorlagen
auf den Drucksachen 16/2870, 16/313 und 16/3284 an
die in der Tagesordnung aufgeführten Ausschüsse vorge-
schlagen.

Die Vorlage auf Drucksache 16/3294 zu Tages-
ordnungspunkt 3 b soll zur federführenden Beratung an
den Ausschuss für Bildung, Forschung und Technikfol-
genabschätzung und zur Mitberatung an den Ausschuss
für Wirtschaft und Technologie, an den Ausschuss für
Verkehr, Bau und Stadtentwicklung sowie an den Haus-
haltsausschuss überwiesen werden.

Der Entschließungsantrag auf Drucksache 16/3310
soll an dieselben Ausschüsse wie der Jahresbericht der
Bundesregierung zum Stand der deutschen Einheit 2006
überwiesen werden. Sind Sie damit einverstanden? –
Das sieht ganz so aus. Dann sind die Überweisungen so
beschlossen.

Wir kommen nun unter Tagesordnungspunkt 3 d zur
Beschlussempfehlung des Ausschusses für Verkehr, Bau
und Stadtentwicklung auf Drucksache 16/1200. Unter
Nr. 1 seiner Beschlussempfehlung empfiehlt der Aus-
schuss in Kenntnis des Jahresberichts der Bundesregie-
rung zum Stand der deutschen Einheit 2005 auf Druck-
sache 15/6000 die Annahme des Entschließungsantrags
der Fraktionen der CDU/CSU und der SPD auf Drucksa-
che 16/650. Hierzu liegt mir eine Erklärung des Kolle-
gen Carsten Müller nach § 31 unserer Geschäftsordnung
vor1). Wer stimmt für die gerade genannte Beschluss-
empfehlung des Ausschusses? – Wer stimmt dagegen? –
Wer enthält sich der Stimme? – Die Beschlussempfeh-
lung ist mit der Mehrheit der Koalitionsfraktionen ange-
nommen. 

Unter Nr. 2 seiner Beschlussempfehlung empfiehlt
der Ausschuss in Kenntnis des genannten Jahresberichts
die Ablehnung des Entschließungsantrags der Fraktion
der FDP auf Drucksache 16/693. Wer stimmt für diese
Beschlussempfehlung? – Wer stimmt dagegen? – Wer
enthält sich? – Auch diese Beschlussempfehlung ist mit
Mehrheit angenommen.

Schließlich empfiehlt der Ausschuss unter Nr. 3 sei-
ner Beschlussempfehlung in Kenntnis des genannten
Jahresberichts die Ablehnung des Entschließungsantrags
der Fraktion Die Linke auf Drucksache 16/692. Wer
stimmt für diese Beschlussempfehlung? – Wer stimmt
dagegen? – Wer enthält sich? – Auch diese Beschluss-
empfehlung ist mehrheitlich angenommen.

Ich rufe die Tagesordnungspunkte 4 a bis d auf:

a) Erste Beratung des von der Bundesregierung ein-
gebrachten Entwurfs eines Gesetzes zur Ein-
richtung des Deutschen Ethikrats (Ethikratge-
setz – EthRG)

– Drucksache 16/2856 –
Überweisungsvorschlag:
Ausschuss für Bildung, Forschung und 
Technikfolgenabschätzung (f)
Ausschuss für Wahlprüfung, Immunität und 
Geschäftsordnung 
Rechtsausschuss 
Ausschuss für Familie, Senioren, Frauen und Jugend 
Ausschuss für Gesundheit 

b) Beratung des Antrags der Fraktion des BÜND-
NISSES 90/DIE GRÜNEN

Einsetzung eines Ethik-Komitees des Deut-
schen Bundestages

– Drucksache 16/3199 – 
Überweisungsvorschlag:
Ausschuss für Bildung, Forschung und 
Technikfolgenabschätzung (f)

1) Anlage 2
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Ausschuss für Wahlprüfung, Immunität und 
Geschäftsordnung 
Rechtsausschuss 
Ausschuss für Familie, Senioren, Frauen und Jugend 
Ausschuss für Gesundheit 

c) Beratung des Antrags der Abgeordneten Michael
Kauch, Cornelia Pieper, Uwe Barth, weiterer Ab-
geordneter und der Fraktion der FDP

Einrichtung eines Parlamentarischen Beirats
für Bio- und Medizinethik

– Drucksache 16/3289 – 
Überweisungsvorschlag:
Ausschuss für Bildung, Forschung und 
Technikfolgenabschätzung (f)
Ausschuss für Wahlprüfung, Immunität und 
Geschäftsordnung 
Rechtsausschuss 
Ausschuss für Familie, Senioren, Frauen und Jugend 
Ausschuss für Gesundheit 

d) Beratung des Antrags der Abgeordneten Dr. Ilja
Seifert, Monika Knoche, Hüseyin-Kenan Aydin,
weiterer Abgeordneter und der Fraktion der LIN-
KEN

Einsetzung eines Ethik-Komitees des Deut-
schen Bundestages

– Drucksache 16/3277 – 
Überweisungsvorschlag:
Ausschuss für Bildung, Forschung und 
Technikfolgenabschätzung (f)
Ausschuss für Wahlprüfung, Immunität und 
Geschäftsordnung 
Rechtsausschuss 
Ausschuss für Familie, Senioren, Frauen und Jugend 
Ausschuss für Gesundheit 

Nach einer interfraktionellen Vereinbarung sind für
die Aussprache erneut eineinhalb Stunden vorgesehen. –
Ich höre dazu keinen Widerspruch. Dann ist das so be-
schlossen.

Ich eröffne die Aussprache und erteile zunächst für
die Bundesregierung der Bundesministerin Dr. Annette
Schavan das Wort.

(Beifall bei Abgeordneten der CDU/CSU so-
wie der Abg. Petra Ernstberger [SPD])

Dr. Annette Schavan, Bundesministerin für Bil-
dung und Forschung: 

Herr Präsident! Liebe Kolleginnen und Kollegen!
Meine sehr verehrten Damen und Herren! Die ethische
Urteilsbildung ist Teil politischer Entscheidungspro-
zesse.

(Beifall des Abg. Jörg Tauss [SPD])

Uns, den Abgeordneten des Deutschen Bundestages und
den Mitgliedern der Bundesregierung, kann es niemand
abnehmen, uns gewissenhaft um eine ethische Urteils-
findung zu bemühen und politische Entscheidungen ver-
antwortungsbewusst zu treffen. Das ist unser Königs-
recht. Umso bedeutsamer ist es, dass wir den
Sachverstand von Experten nutzen. Auch das gehört zu
unserer Verantwortung.

(Vorsitz: Vizepräsidentin Gerda Hasselfeldt)

Namens der Bundesregierung lege ich Ihnen heute
den Entwurf eines Gesetzes zur Einrichtung des Deut-
schen Ethikrats vor. Sein Themenspektrum resultiert aus
der dynamischen Entwicklung der Lebenswissenschaf-
ten und der Anwendung ihrer Verfahren und Ergebnisse
auf den Menschen. Damit sind Grundfragen betroffen,
bei denen es letztlich um unsere Pflicht zum Schutz des
menschlichen Lebens geht und die auf unserer Überzeu-
gung hinsichtlich der Unantastbarkeit und Unverwirk-
barkeit der Menschenwürde basieren, die allem politi-
schen Handeln vorgelagert ist.

Die Freiheit der Forschung findet ihre Grenze genau
dort, nämlich bei der Achtung vor der Unantastbarkeit
der Menschenwürde. Weil sich die Lebenswissenschaf-
ten so dynamisch entwickeln und angesichts zunehmen-
der Möglichkeiten – zum Beispiel durch medizinisch-
technische Eingriffsmöglichkeiten auf menschliches Le-
ben – werden wir in den kommenden Jahren wie in der
Vergangenheit auch herausgefordert sein, die Schutz-
funktion wahrzunehmen, die dem Gesetzgeber aufgege-
ben ist.

In diesem Zusammenhang kann von uns erwartet
werden, dass wir unsere Aufgabe sachkundig wahrneh-
men und dass allen Abgeordneten des Deutschen Bun-
destages und allen Mitgliedern der Bundesregierung der
gleiche Zugang zum entsprechenden Sachverstand er-
möglicht wird. Uns Zugang zu diversem Sachverstand in
naturwissenschaftlich-medizinischer, ethischer, rechtli-
cher und sozialwissenschaftlicher Hinsicht zu ermögli-
chen, ist Sinn und Zweck des deutschen Ethikrats. Daher
soll ein Gremium eingerichtet werden, das unabhängig
und in voller Souveränität gegenüber dem Parlament und
der Regierung arbeitet. 

Für das Verhältnis zwischen dem Deutschen Bundes-
tag und der Bundesregierung einerseits und dem Deut-
schen Ethikrat andererseits ist der Respekt vor der wech-
selseitigen Souveränität zentral bedeutsam: der
Respekt des Parlaments und der Regierung vor dem
Deutschen Ethikrat und der Respekt des Ethikrats gegen-
über dem Parlament und der Regierung. Deshalb schla-
gen wir vor, ein reines Expertengremium einzusetzen,
das die jeweils eigene Verantwortung deutlich werden
lässt. Der Ethikrat kann dem Parlament und der Regie-
rung die Debatten und Prozesse der Entscheidungsfin-
dung nicht abnehmen.

(Beifall bei der CDU/CSU sowie bei Abgeord-
neten der SPD – Zuruf von der SPD: Das soll
er ja auch nicht!)

Umgekehrt muss der Ethikrat in seinen Beratungen
frei und souverän sein. Sie sind allen Parlamentsdebatten
vorgelagert. Das Parlament entscheidet frei, wie es mit
den Ratschlägen des Ethikrates umgeht. Deshalb halte
ich eine Vermischung der Mitgliedschaften für nicht
richtig.

(Josef Philip Winkler [BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN]: Ja, ja! Weil sie lästig sind! Deshalb
wollen Sie das nicht! Abgeordnete sind Ihnen
lästig!)
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Bundesministerin Dr. Annette Schavan

Niemand von uns kann die eigenen Prozesse zur Bildung
eines ethischen Urteils an wenige andere delegieren. An-
ders gesagt: Dies ist unser Königsrecht als Abgeordnete;
bei diesem Thema können wir – anders als bei Fragen
der Finanz-, der Familien- oder der Forschungspolitik –
nicht jemand anderen beauftragen, sich für uns kundig
zu machen und unsere Entscheidungen vorzubereiten.
Das muss jeder von uns selbst leisten.

(Beifall bei der CDU/CSU)

In Fragen der Ethik sind wir alle gleichermaßen und
unterschiedslos gefragt. Jede und jeder von uns ist Ex-
perte in ethischen Fragen, weil sie Teil der politischen
Entscheidungsfindung sind. Allerdings halte ich es für
notwendig, dass der Ethikrat durch Beschluss des Parla-
mentes eine Legitimation erhält. Kritik im Hinblick auf
die Legitimation haben wir bereits im Zusammenhang
mit der Gründung des Nationalen Ethikrates durch die
Vorgängerregierung bzw. den vormaligen Bundeskanzler
geübt, eine Kritik, die übrigens quer durch alle Parteien
geäußert wurde.

Deshalb wollen wir die Schaffung einer gesetzlichen
Grundlage für die Einrichtung des Deutschen Ethikrates
und seine Anbindung beim Präsidenten des Deutschen
Bundestags. Die Struktur des Deutschen Ethikrates ent-
spricht seinen Aufgaben als einem Gremium der unab-
hängigen wissenschaftlichen Beratung. Die Zusammen-
setzung stellt sicher, dass in ihm ein interdisziplinäres,
plurales Spektrum sowie unterschiedliche weltanschauli-
che Ansätze vertreten sind. Durch die Zahl seiner Mit-
glieder wird einerseits ein ausreichend breites Spektrum
an Fachdisziplinen und Meinungen ermöglicht, anderer-
seits aber auch die Arbeitsfähigkeit des Gremiums ge-
währleistet.

Die gesetzlichen Regelungen beschränken sich be-
wusst auf Kernelemente. Insbesondere die interne Orga-
nisation des Benennungsverfahrens, aber auch die Orga-
nisation der parlamentarischen Entscheidungsfindung
über Aufträge an den Deutschen Ethikrat wird der Bun-
destag selbst regeln. 

Im vorliegenden Gesetzentwurf sind die Aufgaben
des Deutschen Ethikrates beschrieben: Er berät sowohl
Bundestag als auch Bundesregierung. Er beschäftigt sich
mit den naturwissenschaftlichen, medizinischen, ethi-
schen, gesellschaftlichen und rechtlichen Fragen, die
sich im Zusammenhang mit der Forschung, mit den Ent-
wicklungen bei den Lebenswissenschaften und mit der
Anwendung dieser Ergebnisse auf den Menschen erge-
ben. 

Der Deutsche Ethikrat informiert die Öffentlichkeit
und fördert den gesellschaftlichen Diskurs als zentrales
nationales Forum. Um den Diskurs zu fördern, kann der
Deutsche Ethikrat öffentliche Veranstaltungen und An-
hörungen durchführen. Er ist dabei an keine vorgege-
bene Form gebunden, sondern kann sich verschiedener
Methoden und Instrumente bedienen. Der Deutsche
Ethikrat erarbeitet Stellungnahmen und Empfehlungen
für Politik und Gesetzgeber und arbeitet mit vergleichba-
ren Gremien auf internationaler Ebene zusammen.

Die Struktur des Deutschen Ethikrates, die wir in un-
serem Gesetzentwurf vorschlagen, entspricht internatio-
naler Praxis. Das gilt vor allem mit Blick auf unsere eu-
ropäischen Nachbarn. Es ist wichtig, dass auch
Deutschland an diesem auf europäischer bzw. internatio-
naler Ebene geführten Dialog über ethische Fragen in
den Lebenswissenschaften teilnimmt.

(Beifall bei der CDU/CSU)

Der Deutsche Ethikrat erarbeitet seine Stellungnah-
men im Auftrag des Bundestages oder der Bundesregie-
rung und aufgrund eigener Beschlüsse und Entscheidun-
gen. Auch das sichert seine Unabhängigkeit.

Wesentlich und konstituierend für den Deutschen
Ethikrat ist, dass seine Mitglieder unabhängig von staat-
licher Einflussnahme sind. Nur so können sie Entschei-
dungen treffen, die sie nur vor ihrem Gewissen verant-
worten müssen. Das verbindet die Mitglieder des
Deutschen Ethikrates mit den Mitgliedern des Deutschen
Bundestages und der Regierung: Sie sind in ethischen
Fragen ausschließlich ihrem Gewissen verantwortlich.

(Jörg Tauss [SPD]: Wie Abgeordnete!)

– Genau das sagte ich in diesem Satz, sehr verehrter Kol-
lege Tauss.

(Jörg Tauss [SPD]: Das war kein Widerspruch, 
sondern Unterstützung!)

– Vielen Dank. – Aus diesem Grund gibt es im Gesetz-
entwurf nur wenige gesetzliche Vorgaben über die Ar-
beitsweise. 

Der Deutsche Ethikrat wird seine Entscheidungen als
unabhängiges Sachverständigengremium nur dann
glaubwürdig gegenüber der Öffentlichkeit vertreten kön-
nen, wenn Parlament und Regierung als diejenigen, die
beraten werden, nicht gleichzeitig die Berater sind. Diese
beiden Rollen in dem Gremium zusammenbringen zu
wollen, halte ich für falsch. 

(Dr. Ilja Seifert [DIE LINKE]: Sehr richtig!)

Das ist gemeint, wenn ich von wechselseitigem Respekt
vor der jeweiligen Unabhängigkeit beider Partner in
ethischen Fragen der Lebenswissenschaften rede. 

(Josef Philip Winkler [BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN]: Schafft doch die Enquete-Kommission
einfach ab!)

Die Veröffentlichung der Stellungnahmen, Empfeh-
lungen und Berichte gewährleistet die Information von
Öffentlichkeit, Regierung und Parlament. In diesen Stel-
lungnahmen können – wie bislang übrigens auch – ab-
weichende Auffassungen einzelner Mitglieder aufge-
führt werden. Das macht das Beratungsergebnis nach
außen transparent. 

Mit dem Deutschen Ethikrat wollen wir auf gesetzli-
cher Grundlage ein ständiges und unabhängiges Sach-
verständigengremium zur wissenschaftsgeleiteten Poli-
tikberatung und zur Strukturierung des öffentlichen
Diskurses einrichten. Das ist letztlich ein Baustein, auf
den wir nach meiner Überzeugung künftig öfter zurück-
greifen sollten, um in wichtigen politischen Fragen, die
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die Zukunft unseres Landes betreffen, stärker den wis-
senschaftlichen Sachverstand zu nutzen. 

(Beifall bei Abgeordneten der CDU/CSU und 
der SPD)

Der Deutsche Ethikrat soll die Bundesregierung und
den Bundestag beraten. Wir sichern mit dem Gesetz eine
breite demokratische Grundlage für ein unabhängiges
Beratungsgremium, das den bioethischen Diskurs in der
Gesellschaft auf hohem Niveau begleitet und am interna-
tionalen bioethischen Diskurs beteiligt ist. 

Die Unterscheidung zwischen Expertenberatung ei-
nerseits und den Debatten und der Entscheidungsfindung
in Parlament und Regierung andererseits ist konstitutiv
für den vorliegenden Vorschlag. Ich bitte Sie deshalb
herzlich um Ihre Unterstützung für diese Grundlage zur
Einrichtung eines Deutschen Ethikrates. 

Vielen Dank.
(Beifall bei der CDU/CSU sowie bei Abgeord-

neten der SPD)

Vizepräsidentin Gerda Hasselfeldt: 
Das Wort hat nun der Kollege Uwe Barth für die

FDP-Fraktion.
(Beifall bei der FDP)

Uwe Barth (FDP): 
Frau Präsidentin! Liebe Kolleginnen und Kollegen!

Mit dem von der Ministerin vorgestellten Gesetzentwurf
schlägt die Bundesregierung die Schaffung eines Deut-
schen Ethikrates als unabhängiges Beratungsgremium
für Parlament und Regierung vor. Wir als Liberale ste-
hen diesem Vorhaben grundsätzlich sehr positiv gegen-
über. Wichtig für diese Einschätzung ist für uns vor al-
lem die Regelung, dass die Hälfte der Mitglieder des
Ethikrates vom Parlament berufen wird, wodurch der
Rat im Gegensatz zu seinem Vorgängergremium durch-
aus eine parlamentarische und demokratische Legitima-
tion erhält. Das ist für uns ein entscheidender Punkt.

(Beifall bei der FDP sowie bei Abgeordneten 
der CDU/CSU)

Das bedeutet aber auch, dass das Parlament aus unse-
rer Sicht kein Parallelgremium braucht. Der Ethikrat be-
setzt den Platz eines Beratungsgremiums für Parlament
und Regierung. Er ist eben kein Expertengremium, das
hinter verschlossenen Türen tagt, wie es von Kollegen
der Linken, der Grünen, aber auch der SPD in letzter
Zeit gelegentlich formuliert wurde.

(Josef Philip Winkler [BÜNDNIS 90/DIE
GRÜNEN]: Es soll nicht öffentlich sein! Das
steht im Gesetzentwurf! – Britta Haßelmann
[BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN]: Er tagt doch
nicht öffentlich!)

Der Ethikrat kann trotzdem die qualifizierte parla-
mentarische Debatte nicht ersetzen. Das sage ich sehr
deutlich in Richtung meines verehrten Kollegen Röspel,
der leider heute nicht hier sein kann. Ich wünsche ihm an
dieser Stelle gute Besserung!

(Beifall bei der CDU/CSU und der SPD)

Mit dem Deutschen Ethikrat werden wir ein Instru-
ment der modernen Politikberatung an die Hand be-
kommen, dessen wir uns aber verantwortungsvoll bedie-
nen müssen. Im Ethikrat selbst ist unsere Mitarbeit als
Parlamentarier – das ist unsere feste Überzeugung – we-
nig sinnvoll. Wir müssen uns nicht selbst Empfehlungen
aussprechen. Wir müssen uns nicht selbst beraten; das
hat die Ministerin eben richtig ausgeführt. Wir müssen
vielmehr über die gegebenen Empfehlungen entschei-
den. Genau an dieser Stelle setzt unser Vorschlag an, ei-
nen parlamentarischen Beirat für Bio- und Medizin-
ethik einzurichten. Ein solcher Beirat aus Abgeordneten
des Bundestages kann aus unserer Sicht die Ansprüche,
die die Ministerin in ihren Ausführungen eben formuliert
hat, sehr gut erfüllen sowie die bio- und medizinethische
Debatte vorantreiben. Mit dem Ethikrat als Beratungs-
gremium und dem parlamentarischen Beirat haben wir
eine klare Trennung zwischen Politikberatung und de-
mokratischem Zustandekommen von wichtigen und
grundsätzlichen Entscheidungen. Herr Kollege Tauss,
ich glaube, dafür muss der Gesetzentwurf nicht geändert
werden. Wir müssen hier vielmehr entscheiden, wie wir
den Beirat konstituieren und mit welchen Befugnissen
wir ihn ausstatten. Auch Sie, Herr Tauss, hielten in den
letzten Tagen einen solchen Beirat für durchaus denkbar. 

(Jörg Tauss [SPD]: Ich habe das Urheberrecht 
auf ihn!)

– Wir sollten an dieser Stelle nicht über das Urheberrecht
streiten. Hier geht es um die Sache. 

Da wir uns, wie gesagt, nicht selbst beraten müssen,
ist aus unserer Sicht die Mitarbeit von Abgeordneten im
Ethikrat nicht notwendig. Herr Tauss, machen Sie doch
bitte Ihren Einfluss in den Koalitionsfraktionen geltend
und überzeugen Sie die Kolleginnen und Kollegen von
der Richtigkeit unseres Vorschlages, einen solchen parla-
mentarischen Beirat einzurichten. 

(Beifall bei der FDP)

Sie haben dann sicherlich auch Kolleginnen und Kolle-
gen von der Union auf Ihrer Seite, die – wie Frau Aigner
beispielsweise – zwar keinen Änderungsbedarf beim Ge-
setzentwurf sehen, sich aber einen parlamentarischen
Beirat durchaus vorstellen können. 

Lassen Sie uns am Anfang dieser Debatte, die wir
fraktionsübergreifend und im Konsens führen müssen,
weil es um ethische Fragen geht, ein Zeichen setzen, dass
es nicht um Regierung gegen Koalition geht, sondern da-
rum, einen parteiübergreifenden Konsens zu finden. Ich
lade Sie in diesem Sinne herzlich ein, einen interfraktio-
nellen Antrag auf Einrichtung eines parlamentarischen
Beirats zu erarbeiten. 

Herzlichen Dank.

(Beifall bei der FDP)

Vizepräsidentin Gerda Hasselfeldt: 
Nächster Redner ist der Kollege Jörg Tauss für die

SPD-Fraktion.

(Beifall bei der SPD)



6124 Deutscher Bundestag – 16. Wahlperiode – 63. Sitzung. Berlin, Donnerstag, den 9. November 2006

(A) (C)

(B) (D)

 

Jörg Tauss (SPD): 
Sehr geehrte Frau Präsidentin! Sehr geehrter Herr

Präsident! Wir sind heute sozusagen mit Prominenz in
Doppelfunktion besetzt. Ich freue mich, Herr Präsident,
dass Sie das Wort in dieser Debatte ergreifen wollen.
Lieber Herr Kollege Barth, recht herzlichen Dank für die
freundlichen Grüße an die Adresse unseres Kollegen
Röspel, der lieber hier wäre, als sich mit fürchterlichen
Schmerzen im Kreuz zu plagen. Aber so ist es nun ein-
mal. 

René Röspel muss man an dieser Stelle jedenfalls
Dank sagen. Er hat zusammen mit der Enquete-Kom-
mission, der er vorgesessen hat, hervorragende Arbeit
geleistet. Ich glaube, die Arbeit dieser Enquete-Kommis-
sion hat den Deutschen Bundestag geehrt. Kollege Rös-
pel hat wichtige Impulse gegeben. An dieser Stelle ist
daher Dank für die Ethikkommissionen angemessen. 

(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordneten 
der CDU/CSU und der FDP)

In ethischen Grundsatzfragen hat dieses Haus nicht nur
große Erfahrung, sondern auch eine ausgesprochen hohe
Diskussionskultur entwickelt. Ich erinnere an die Debat-
ten in der jüngeren Vergangenheit, beispielsweise über
Fragen der Patientenverfügung, den Hirntod, die Organ-
spende oder die Forschung an embryonalen Stammzellen.
Wenn ich mein bisheriges parlamentarisches Leben Re-
vue passieren lasse – das sind immerhin zwölf Jahre –,
dann muss ich sagen, dass es Sternstunden des Parlamen-
tarismus waren, wie wir hierüber diskutiert haben und ge-
meinsam um Lösungen gerungen haben und zu Lösungen
– zum Teil fraktionsübergreifend – gekommen sind. 

Wir hatten eine sehr diskursive Auseinandersetzung
im Sinne des Streits um das beste Argument. Aber um
solche Fragen geht es heute nicht. Ich habe mich gewun-
dert, dass es im Vorfeld die eine oder andere Aufregung,
ausgelöst durch bestimmte Tickermeldungen, gab. Die
Bundesregierung hat heute – die Ministerin hat es bereits
angesprochen – einen Gesetzentwurf eingebracht, in
dem uns, dem Parlament, ein Vorschlag gemacht wird,
wie künftig eine sach- und fachkundige Beratung von
Regierung, Parlament und Gesellschaft in ethisch sen-
siblen Fragen insgesamt organisiert werden kann. 

Über die Form und über das Verfahren dieser Bera-
tung – Herr Präsident und Frau Präsidentin, ich glaube,
da sollten wir uns alle einig sein – entscheiden selbstver-
ständlich wir hier im Bundestag. Das ist normaler parla-
mentarischer Brauch und auch nicht ungewöhnlich.

(Beifall bei der SPD)

Dass ein solches Beratungsgremium wichtige Denk-
anstöße geben kann, hat der Nationale Ethikrat – hier
danke ich den bisherigen Vorsitzenden; ich nenne aus-
drücklich Herrn Simitis und Frau Weber-Hassemer – ein-
drucksvoll gezeigt. Zuletzt hatten wir im Juli 2006 die
Veröffentlichung „Selbstbestimmung und Fürsorge am
Lebensende“, davor die Publikation „Prädiktive Gesund-
heitsinformationen bei Einstellungsuntersuchungen“,
weitere Themen waren unter anderem die Genomunter-
suchungen von Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmern,
die Patientenverfügung, das Klonen oder die Biobanken.

Aus diesem Grunde halte ich es für richtig, dass wir uns
über eine sinnvolle Weiterentwicklung auf dem Hinter-
grund der Erfahrungen, die wir sowohl mit Enquete-
Kommissionen hier im Deutschen Bundestag als auch
mit der Arbeit des Nationalen Ethikrates, wie er damals
unter Bundeskanzler Schröder eingerichtet worden war,
unterhalten. Das Verfahren ist damals von der Opposition
– nicht in allen Punkten zu Unrecht – kritisiert worden.
Auch wir hatten unter uns Diskussionen darüber, wo die
Kommission angesiedelt sein sollte, ob beim Parlament
oder anderswo. Damals aber hat sich die Bundesregie-
rung so entschieden.

Es soll uns Beratung zuteil werden und es geht darum,
die Beratung von Bundesregierung und Bundestag zu
höchst sensiblen ethischen Fragen zu gewährleisten. Da-
bei soll einerseits größtmögliche Interdisziplinarität,
also die Zusammenarbeit vieler verschiedener Fachrich-
tungen in diesem Gremium, andererseits aber auch die
hinreichende und angemessene Repräsentanz einer plu-
ralistischen Gesellschaft sichergestellt werden. Ich will
es überspitzt sagen: Ethische Fragen können wir nicht al-
lein mit Kirchen diskutieren, aber ich kann mir in kei-
nem Falle einen Ethikrat ohne Kirchen vorstellen. Das
ist Teil des Pluralismus, von dem ich rede.

(Beifall bei Abgeordneten der SPD und der 
CDU/CSU)

Die qualifikatorische Breite des Ethikrats muss sicherge-
stellt werden. Der Bundestag hat zusammen mit der Re-
gierung die wichtige Aufgabe, an der Zusammensetzung
des Gremiums mitzuwirken. Wir wollen keine frei
schwebende Plattform für akademische Diskurse. Dies
war in der Vergangenheit nicht so und wird sicherlich
auch künftig nicht so sein.

In den letzten Tagen und Wochen haben wir viele
Briefe in unsere Abgeordnetenbüros bekommen. Wir
werden oft genug kritisiert, manchmal zu Recht, aber
nicht immer. Auch ein Parlament darf kritisiert werden
und unter öffentlichem Beschuss stehen, aber manche
Kritik hat der Bundestag nicht verdient – hier aber keine
Kritik, sondern der Ausdruck hohen Vertrauens in die
ethische Kompetenz des Bundestages. Die Enquete-
Kommissionen hatten ein großes Verdienst daran, dass
die Gesellschaft dieses hohe Vertrauen heute hat. In
zahlreichen Briefen – von Behindertenverbänden bis hin
zu kirchlichen Kreisen – wurde der Wunsch geäußert,
dass sich der Bundestag beteiligen soll. Das ist etwas,
was durchaus zur Anerkennung dieses Parlamentes bei-
trägt. Für dieses Vertrauen sollten wir uns an dieser
Stelle recht herzlich bedanken.

(Beifall bei der SPD)

Wir werden jetzt zu prüfen haben, ob die parlamen-
tarische Beteiligung, die wir gerne wollen, im Gesetz-
entwurf bereits hinreichend berücksichtigt ist. Wir mei-
nen, nein. Da gibt es Dissens; im Zusammenhang mit
der Vorbereitung eines Gruppenantrags haben wir eine
Diskussion darüber gehabt, ob eine direkte Mitglied-
schaft von Abgeordneten infrage käme. Nachdem nach
Diskussionen zu erkennen war, dass die Kolleginnen und
Kollegen der Union nicht mitmachen – das ist keine



Deutscher Bundestag – 16. Wahlperiode – 63. Sitzung. Berlin, Donnerstag, den 9. November 2006 6125

(A) (C)

(B) (D)

Jörg Tauss

Schuldzuweisung, sondern einfach ein Punkt, den man
konstatieren muss –, hat meine Fraktion – das sage ich
auch für René Röspel – die Auffassung vertreten, dass es
keinen Sinn macht, über eine solche Frage zu diskutie-
ren, wenn die größte Fraktion nicht zustimmt. Sie ist
zwar nur vier Abgeordnete größer als unsere Fraktion,
aber sie ist es; am liebsten wäre es mir natürlich, wir wä-
ren die größte Fraktion.

Wir sehen in der Tat einige Probleme. Wie sieht es
mit einem Rat aus, der mit Parlamentariern durchsetzt
ist? Es spricht vieles dafür. Aber es stellt sich auch die
Frage: In welchem Verhältnis stünde eine solche Mehr-
heitsentscheidung im Ethikrat beispielsweise zum Ab-
stimmungsverhalten im Parlament? Das ist eine wichtige
Frage, die entstünde: Wäre der Parlamentarier nicht
mehr Gleicher unter Gleichen in diesem Ethikrat, hat er
doch im Parlament die Letztentscheidungskompetenz?
Es gibt eine Reihe von Diskussionen, die wir, lieber
Kollege Winkler, unaufgeregt führen sollten. Es gibt
Gründe, die dafür sprechen, und solche, die dagegen
sprechen. 

Ich glaube, dass der Ethikrat einen Legitimitätstrans-
fer durch MdB-Beteiligung eigentlich nicht nötig hätte;
er wird anders als der Bundestag auch nicht allgemein
verbindlich entscheiden. In Europa wird das nicht anders
gehandhabt, aber wir werden sehen. 

Frau Präsidentin, erlauben Sie mir noch eine kurze
Anmerkung zum Schluss. Wir gehen davon aus, dass der
Ethikrat eine hohe ethische Kompetenz haben sollte. Es
geht bei seiner Legitimität nicht um Entscheidungen al-
lein. Die besondere Legitimität, von der wir im Hinblick
auf Abgeordnete reden, ist aber eine demokratische, zu
entscheiden. Und dieses muss der Ethikrat gerade nicht
leisten. Es geht nicht um mehr oder weniger Unabhän-
gigkeit, sondern um ein angemessenes Rollenverständnis
sowohl für die Mitglieder eines wichtigen Beratungsgre-
miums als auch für die Mitglieder eines gesetzgebenden
Verfassungsorgans. Es kommt darauf an, wie es letztlich
gemacht wird. Diese Entscheidung trifft das Parlament.
Die Anregung der FDP für ein gemeinsames Vorgehen
finde ich interessant. Bei der Stammzellenforschung
mussten wir das leider ohne die FDP machen, aber in
ethischen Fragen haben wir uns sonst immer gefunden.
Lassen Sie uns darüber diskutieren! Dies ist nicht gegen
jemanden gerichtet. Es ist vielmehr das Bemühen, zu ei-
ner verantwortungsvollen Gestaltung der ethischen De-
batten und der Beratungen des Parlaments und der Bun-
desregierung zu kommen. 

Herzlichen Dank. 

(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordneten 
der CDU/CSU)

Vizepräsidentin Gerda Hasselfeldt: 
Das Wort hat Frau Kollegin Petra Sitte von der Frak-

tion Die Linke. 

(Beifall bei der LINKEN)

Dr. Petra Sitte (DIE LINKE): 
Frau Präsidentin! Meine Damen und Herren! Lassen

Sie mich mit einer Vorbemerkung beginnen: Ich habe
über viele Jahre in Sachsen-Anhalt Wissenschaftspolitik
mitgestaltet. Mein Ziel bestand dabei darin, Forscherin-
nen und Forschern, Lehrenden, Studierenden und ande-
ren in diesem Bereich Beschäftigten möglichst optimale
Bedingungen zu schaffen. Das hieß, um Prioritäten bei
politischen Entscheidungen zu kämpfen. Das hieß auch,
Perspektiven der Adressaten zu übernehmen. Das hieß
aber vor allem, sich mit Inhalten von Forschung und
Lehre auseinander zu setzen. 

Um verantwortungsbewusst langfristige Perspekti-
ven zu konzipieren, ist es nach meinem Verständnis un-
abdingbar, sich mit Inhalten einzelner Wissenschafts-
und Forschungsdisziplinen vertraut zu machen. Sich be-
raten und vor allem beraten zu lassen, ist für mich daher
Voraussetzung, um in diesem Bereich Kompetenzen zu
entwickeln. Erst diese Kenntnisse geben mir die Mög-
lichkeit, Alternativen, mit denen vergleichbare Ergeb-
nisse erzielt werden könnten, seriös zu bewerten und zu
entscheiden, ob nicht die neuen Möglichkeiten genutzt
werden sollten. 

Das ist auch der Ansatz, mit dem ich Forschungs- und
Technologiepolitik betreibe. Vor diesem Hintergrund ist
so manche Argumentation im Zusammenhang mit dem
Ethikrat und/oder dem Ethikkomitee nur schwer nach-
vollziehbar. Ich kann mich nämlich nicht des Eindrucks
erwehren, dass bereits mit dieser Strukturdebatte mehr
oder weniger verdeckt auch eine inhaltliche Debatte
stattfinden würde. Diese Gremien sollen uns aber vor al-
lem beraten. Ausschussarbeit und Entscheidungen durch
den Bundestag selbst sind durch sie nicht zu ersetzen. 

Bioethische Fragen sind höchst sensibel, komplex
und berühren unser Leben tief. 

(Jörg Tauss [SPD]: Alle ethischen Fragen!)

– Genau! Es haben sich neue Entwicklungen vollzogen
und es sind Ergebnisse neu zu bewerten. Manche Ent-
scheidungen müssen erst noch getroffen werden, andere
– bereits getroffene – müssen vielleicht geändert werden.
Deshalb müssen wir uns mit dem aktuellen Stand ver-
traut machen. In jeder Legislaturperiode kommen Abge-
ordnete des Bundestags erstmals ins Parlament – ich zum
Beispiel – und diese müssen sich teils völlig neue Kom-
petenzen in bioethischen Fragen erarbeiten. Jeder und
jede muss dafür eine reale Chance bekommen. Deshalb
brauchen wir deutlich mehr Beratung. 

Natürlich weiß ich, dass es auch Abgeordnete gibt,
die sich mit bioethischen Problemen seit Jahren enga-
giert auseinander setzen. Sie haben zum Teil in Enquete-
Kommissionen und an gesetzlichen Entscheidungen mit-
gewirkt. Sie haben bereits in vielen Fragen Grundposi-
tionen erarbeitet, die sie einbringen wollen und einbrin-
gen sollen. 

Wenn ich auf die Ethikkommission des Bundestages
zurückschaue, dann erkenne ich, dass die Einsetzung des
Nationalen Ethikrates durch Kanzler Schröder schon ein
Versuch war, Einfluss auf Inhalte zu nehmen; jedenfalls
habe ich das so wahrgenommen. Tatsächlich haben dann
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Enquete-Kommission und Nationaler Ethikrat aufeinan-
der reagiert. Das war nicht immer spannungsfrei, klar.
Aber keine der beiden Strukturen war für die eine oder
die andere Grundposition letztlich zu instrumentalisie-
ren. Beide Strukturen haben sich, wenngleich auf unter-
schiedliche Art und Weise, der Öffentlichkeit gestellt.

Ich will Ihnen sagen, dass für mich noch nicht fest-
steht, wie die Struktur am Ende auszusehen hat. Ich kann
mit Ethikrat und mit Ethikkomitee leben, auch wenn sie
zeitgleich nebeneinander arbeiten. Ich glaube, dass die
Entscheidungsfindung nicht einfacher wird, wenn zwei
Institutionen beraten.

(Jörg Tauss [SPD]: Ja, das sehe ich auch so! 
Doppelstrukturen sind schwierig!)

Ob für die interessierte Öffentlichkeit mehr Verständ-
lichkeit und Transparenz dabei herauskommen, ist
nicht sicher. Ich wünschte mir, uns gelänge ein Kompro-
miss, in dessen Folge wir zur Bildung von nur einer
Struktur kommen. In anderen europäischen Ländern
– das hat vorhin schon eine Rolle gespielt – ist das auf
teils vorbildliche und auch auf gesellschaftlich akzep-
tierte Weise geschehen.

Diskussionsbedarf sehe ich auch weiterhin im Hin-
blick auf den Modus der Besetzung: 

Erstens in Bezug auf die Fraktionen. Da es – außer bei
der FDP – keine geschlossenen Fraktionsmeinungen gab
und gibt, sollte nicht der Fraktionsproporz entscheiden.
Wir sollten überlegen, wie es uns gelingen kann, dafür
zu sorgen, dass auch kleinere Fraktionen ihr differenzier-
tes Meinungsbild einbringen können. Wir haben ein
solch differenziertes Meinungsbild.

Zweitens ist mir unklar, warum in dem Gesetzentwurf
zum Ethikrat hälftig Bundestag und Bundesregierung
Besetzungsvorschläge einbringen sollen, wenn es doch
letztlich darum geht, unabhängige Persönlichkeiten zu
berufen. Kann man bei uns im Bundestag nicht bei-
spielsweise auf die Poolbildung bei Expertenanhörungen
zurückgreifen?

Drittens ist die verfassungsrechtliche Zulässigkeit ei-
nes Ethikkomitees, das über eine Wahlperiode hinaus be-
stehen soll, zu klären. Wir binden damit immerhin auch
künftige Abgeordnetengenerationen. Sollte es letztlich
zur Bildung von nur einer Institution kommen, dann
hätte für mich auch der Vorschlag von Vizepräsident
Thierse, Abgeordneten durch beratende Stimme oder
über einen parlamentarischen Beirat direkten Zugang zu
den Sitzungen des Ethikrates zu ermöglichen, durchaus
einen gewissen Charme. Wie kommentierte doch un-
längst die „Ärzte-Zeitung“ angenehm respektlos:

Wenn Parlamentarier wirklich wissen, worüber sie
abstimmen, erhöht dies dramatisch die Chance für
handwerklich saubere Gesetze.

Danke schön.

(Beifall bei der LINKEN sowie bei Abgeord-
neten der SPD)

Vizepräsidentin Gerda Hasselfeldt: 
Das Wort hat nun der Kollege Dr. Reinhard Loske für

die Fraktion des Bündnisses 90/Die Grünen. 

Dr. Reinhard Loske (BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN): 

Frau Präsidentin! Liebe Kolleginnen und Kollegen!
Wir reden heute über die Zukunft der bioethischen und
biopolitischen Beratung in Deutschland. Wenn man das
tut, dann ist es angezeigt und vernünftig, einen kurzen
Blick zurückzuwerfen: Wie war es bisher? War es gut
oder schlecht? Gibt es Änderungsbedarf?

In den beiden hinter uns liegenden Legislaturperioden
war es so, dass wir als Deutscher Bundestag jeweils eine
Enquete-Kommission hatten, die zur Hälfte aus Sachver-
ständigen und zur Hälfte aus Abgeordneten bestand.
Diese beiden Enquete-Kommissionen haben sehr gut ge-
arbeitet. Sie haben schwierige Entscheidungen zur em-
bryonalen Stammzellenforschung, zum Forschungsklo-
nen, zur Biopatentierung und zur Gendiagnostik
vorbereitet. Weil diese Debatten so gut vorbereitet wa-
ren, gelten sie gemeinhin als sehr gut,

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN
sowie bei Abgeordneten der CDU/CSU, der
SPD und der LINKEN)

was sich unter anderem darin widerspiegelte, dass fast
alle Entscheidungen über Fraktionsgrenzen hinweg ge-
troffen wurden.

Ich möchte von dieser Stelle den beiden Vorsitzenden,
Margot von Renesse und René Röspel, und natürlich al-
len Mitgliedern dieser Kommission dafür danken, dass
sie uns so sehr dabei geholfen haben, diese guten Ent-
scheidungen zu treffen. Danke schön!

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN
sowie bei Abgeordneten der CDU/CSU, der
SPD und der LINKEN)

Die Regierung hat sich 2001 entschieden, ein eigenes
Ethikgremium einzurichten: den Nationalen Ethikrat. Es
ist bekannt, dass wir diesem Ethikrat immer mit Skepsis
begegnet sind, natürlich nicht was die Integrität seiner
Mitglieder betrifft. Im Gegenteil: Wir haben als Fraktion
sowohl mit Herrn Simitis als auch mit Frau Weber-
Hassemer einen intensiven Austausch gepflegt. Beide
waren bei uns in der Fraktion zu Gast.

Wir haben im Ethikrat auch unsere inhaltlichen Posi-
tionen durchaus vertreten gesehen, jedenfalls zum Teil,
etwa durch Regine Kollek oder Hans-Jochen Vogel. 

Aber dennoch hatten und haben wir eine kritische
Haltung zum Nationalen Ethikrat, im Wesentlichen aus
drei Gründen:

Der erste Grund ist die Sprache. Wir hielten es für
vermessen, ein Ethikgremium der Regierung als „Natio-
nalen“ Ethikrat zu bezeichnen. Da erhebt die Regierung
einen Monopolanspruch, der ihr nicht zusteht. 

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN
sowie bei Abgeordneten der CDU/CSU und
der SPD)
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Der zweite Grund. Die Verzahnung mit der Politik
fehlte ebenso wie die demokratische Legitimation
durch den Deutschen Bundestag. Das Konzept des Ra-
tes basiert nach unserer Einschätzung auf einem falschen
Dualismus: hier die kundige Zunft der professionellen
Ethiker, da die Rat suchende Politik, die Voten entgegen-
nimmt und verarbeitet. 

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN
sowie bei Abgeordneten der CDU/CSU, der
SPD und der LINKEN)

Dieser Dualismus ist falsch. Gerade in bioethischen Fra-
gen trägt in unserer Gesellschaft auf Dauer nur das, was
diskursiv, also im Dialog zwischen allen Beteiligten, er-
arbeitet worden ist und dann auch von allen getragen
wird.

Der dritte Grund – das will ich hier ganz offen geste-
hen; das habe ich immer gesagt; deswegen kann ich es
auch hier sagen – ist natürlich die Skepsis gegenüber
dem, was der damalige Bundeskanzler Schröder geäu-
ßert hat. Es fiel damals das Wort von den Scheuklappen,
die der Bundestag in Sachen Gentechnik endlich abzule-
gen habe. So krankte der Nationale Ethikrat von Anfang
an daran, obwohl die Mitglieder gar nichts dafür konn-
ten, dass ihm große Skepsis entgegengebracht wurde,
weil man vermutete, hier solle versucht werden, eine
„liberalere“ Gentechnikforschung durchzusetzen, dafür
Akzeptanz zu schaffen und die Enquete-Kommission zu-
rückzudrängen.

Das waren unsere drei Gründe dafür, dass wir gegen-
über dem Nationalen Ethikrat skeptisch waren.

Wir haben diese Politik kritisiert, aber verglichen da-
mit, wie scharf Sie herangegangen sind, liebe Kollegin-
nen und Kollegen von der Union, war das regelrecht mo-
derat. Bei Ihnen wurde häufig so getan – das ließe sich
anhand vieler Presseerklärungen nachweisen –, als sei
der Ethikrat ein Gremium von Schröders Gnaden, das
willfährig alles aufschreibe, was der Kanzler begehre. 

(Dr. Ernst Dieter Rossmann [SPD]: Da waren 
die Scheuklappen!)

Dazu muss man ganz klar sagen: Das war unfair. Das
Gremium hat durchaus gut gearbeitet. 

In einem freilich hatte die Union Recht – das haben
wir ganz genauso gesehen –: Es fehlte die demokratische
Legitimation. Dazu will ich zwei Zitate bringen. Als das
Gremium eingerichtet wurde, hat der Vorsitzende der
Unionsfraktion, Friedrich Merz, in der Debatte gesagt: 

Dieses Gremium … ist eine Zumutung für den
Deutschen Bundestag … Ich beobachte insbeson-
dere bei diesem Thema mit großer Sorge eine vo-
ranschreitende Entparlamentarisierung der Politik
in Deutschland. 

Die jetzige Kanzlerin, Frau Merkel, hat noch im Juli
2005 gesagt:

Wir sollten Entscheidungen aber wieder mehr im
Bundestag beraten und treffen und weniger in
Kommissionen … Die Kommissionitis von Rot-
Grün hat uns nicht weiter gebracht. Ein Beispiel:

Der Nationale Ethikrat … Aber Entscheidungen
über Fragen der Bioethik und der modernen Medi-
zin gehören ins Parlament und müssen dort auch
vorbereitet werden. 

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN
und bei der SPD sowie bei Abgeordneten der
CDU/CSU und der LINKEN)

Das heißt, bei der Union lautete die Parole bis zur
Bundestagswahl – ich vereinfache etwas –: Enquete-
Kommission gut, Nationaler Ethikrat schlecht. Kaum
sind Sie von der Union an der Regierung, wird die En-
quete-Kommission rasiert und der Nationale Ethikrat
fortgeschrieben.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN
sowie bei Abgeordneten der SPD und der Abg.
Monika Knoche [DIE LINKE])

Das verstehe, wer will. Es ist jedenfalls nicht glaubwür-
dig, es ist völlig unglaubwürdig.

Jetzt zum Entwurf von Frau Schavan für den deut-
schen Ethikrat. Zunächst einmal möchte ich etwas zur
Stilfrage sagen. Sie als Bundesregierung wollen jetzt
dem Parlament vorschreiben, wie es sich in Zukunft in
Sachen Bioethik beraten lassen soll. Das steht Ihnen aber
gar nicht zu, weil wir das selbst entscheiden.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN sowie 
des Abg. Dr. Ilja Seifert [DIE LINKE])

Das Mindeste wäre gewesen, dass Sie in dieser Sache
einmal das Gespräch mit der Opposition gesucht hätten.
Aber nichts davon! Wir erfahren die Sache aus der Zei-
tung. Das ist einfach schlechter Stil. Ich bin auch darauf
gespannt, ob sich die SPD-Fraktion, der es ja ähnlich ge-
gangen sein soll, das – wenn ich einmal so sagen darf –
gefallen lässt.

(Nicolette Kressl [SPD]: Das entscheiden wir 
immer noch selber!)

Dann zur Frage der Öffentlichkeit. Der Rat soll in
Zukunft im Regelfall hinter verschlossenen Türen tagen.
Das ist ein deutlicher Rückschritt gegenüber dem bishe-
rigen Standard des Ethikrats. 

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN
sowie bei Abgeordneten der SPD und des Abg.
Dr. Ilja Seifert [DIE LINKE])

Wie da eine gesellschaftliche Debatte angestoßen wer-
den soll, ist mir völlig schleierhaft. Das ist ein Thema,
das dringend Transparenz braucht. Bei einem solchen
Thema ist es wirklich nicht angemessen, die Tür zuzu-
machen und nur die Experten unter sich zu lassen. Das
lehnen wir ab.

Zur Zusammensetzung des Gremiums. Sie sagen,
dass Sie dem Gremium eine demokratische Legitimation
verschaffen und es beim Bundestag ansiedeln wollen.
Das war praktisch das Hauptargument, das Sie hier vor-
getragen haben. Faktisch tun Sie aber etwas ganz ande-
res. Sie sichern sich praktisch eine doppelte Mehrheit. 

(Ulla Burchardt [SPD]: Das stimmt!)
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Die Hälfte der 24 Mitglieder soll von der Regierung, die
andere Hälfte vom Parlament benannt werden. Faktisch
würde das unter den gegebenen Bedingungen bedeuten,
dass die große Koalition 21 von 24 Sachverständigen,
also fast 90 Prozent, benennen würde. Das ist eine krasse
Verletzung von Oppositionsrechten und zeugt auch von
einem Mangel an Respekt vor dem Souverän.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN
und bei der LINKEN sowie bei Abgeordneten
der SPD)

Jetzt zum Punkt der Einbindung der Abgeordneten.
Wir schlagen in unserem Antrag, der Ihnen heute auch
vorliegt, vor, dauerhaft ein Ethikkomitee des Deutschen
Bundestages einzurichten, das zur Hälfte aus Sachver-
ständigen und zur anderen Hälfte aus Abgeordneten be-
steht. Die Mehrheit der Linksfraktion – daran zweifele
ich allerdings nach der eben gehaltenen Rede – 

(Monika Knoche [DIE LINKE]: Es kommt 
noch ein weiterer Redner!)

und große Teile der SPD-Fraktion sehen das genauso.
Ich weiß auch, dass das viele Kolleginnen und Kollegen
aus der Union – jetzt bitte nicht klatschen – genauso se-
hen. Sie, Frau Ministerin, sagen dagegen, Abgeordnete
und die Politik insgesamt hätten im Ethikrat nichts zu
suchen, schließlich sollten ja gerade diese beraten wer-
den. Der geschätzte Kollege Röttgen, der leider derzeit
nicht da ist – ich wollte ihn direkt ansprechen –, gefällt
sich darin, ironisch festzustellen, es wäre doch wohl ein
schlechter Witz, wenn Abgeordnete Abgeordnete bera-
ten. Dazu kann ich nur sagen: Ha, ha! Wenn man dieser
seiner Logik folgt, könnten wir ab sofort sämtliche En-
quete-Kommissionen und im Prinzip auch die Aus-
schussarbeit abschaffen.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN
sowie bei Abgeordneten der SPD und der LIN-
KEN – Renate Künast [BÜNDNIS 90/DIE
GRÜNEN]: Und das Gespräch einstellen!)

Natürlich bin ich froh, wenn mich sachkundige Leute
zum Beispiel über haushaltspolitische Fragen, von denen
ich selber nicht viel verstehe, informieren. Von vielen
Abgeordnetenkollegen fühle ich mich gut beraten. Es
bringt, wie ich finde, auch überhaupt nichts, sich selber
nach dem Motto kleinzureden: Wenn Abgeordnete Ab-
geordnete beraten, dann kann dabei nichts Vernünftiges
herauskommen. Wenn man sich selber so schlecht
macht, beeindruckt das niemanden, ganz im Gegenteil:
Das führt nur zu weiterer Politikverdrossenheit. 

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
sowie bei Abgeordneten der SPD)

Jetzt kommt noch etwas ganz Besonderes; ich habe
nämlich ein wenig recherchiert. Wie wenig glaubwürdig
Ihre Argumente, liebe Kolleginnen und Kollegen von
der CDU/CSU, sind, sieht man besonders gut daran,
wenn man sich einmal die Mitgliedschaften in den ver-
schiedenen Räten anschaut. Damals, als Sie die Regie-
rungsverantwortung übernahmen, haben Sie gesagt, die
ganze Kommissionitis von Rot-Grün müsse verschwin-

den und das müsse alles ganz anders gemacht werden.
Was passiert jetzt? Es wird ein Rat nach dem anderen ge-
bildet: der Ethikrat, der Forschungsrat, der Innovations-
rat. 

Den Innovationsrat habe ich mir einmal ganz genau
angeschaut. Wer sitzt da einträchtig neben den üblichen
Verdächtigen dieser Welt, wie den Heinrich von Pierers,
die überall dabei sind? Raten Sie einmal, wer da sitzt!
Die Bundeskanzlerin Frau Dr. Merkel und die Bundes-
ministerin Frau Dr. Schavan. Frau Schavan berät Frau
Schavan und Frau Merkel berät Frau Merkel. Daran
sieht man doch, dass Ihre ganze Argumentation in sich
zusammenfällt wie ein Kartenhaus. 

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
sowie bei Abgeordneten der SPD)

Solch ein Gerede ist wirklich nicht glaubwürdig. Beim
Ethikrat versuchen Sie mit hoher Tonlage es so zu dre-
hen, während Sie es beim Innovationsrat ganz anders
machen. Sie machen es, wie es Ihnen gerade passt. Das
merken die Leute aber. 

Wir brauchen also – das ist die Position von uns Grü-
nen – ein Ethikkomitee des Bundestages, in dem so-
wohl Abgeordnete als auch Sachverständige zusam-
menarbeiten. Wir brauchen dies erstens, weil die
bioethische Debatte zerfranst, wenn sie mal im Gesund-
heitsausschuss, mal im Forschungsausschuss und mal im
Rechtsausschuss beraten wird. Wir brauchen also einen
zentralen Ort für diese Debatte. Zweitens brauchen wir
dies auch, weil es nicht in erster Linie darum geht – das
sage ich als jemand, der selber viel Zeit in der Wissen-
schaft verbracht hat –, von irgendwelchen Profis dicke
Berichte entgegenzunehmen, sondern vor allem darum,
tragfähige gesellschaftliche Konsense in Fragen der Bio-
ethik zu erarbeiten. Wir sind für Beratung, aber gegen
Outsourcing. Das möchte ich ganz klar sagen.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN
sowie bei Abgeordneten der SPD und der LIN-
KEN)

Liebe Kolleginnen und liebe Kollegen, liebe Frau
Schavan, dieser Gesetzentwurf kann so nicht bleiben.
Sorgen wir für mehr Öffentlichkeit, sorgen wir für eine
angemessene Beteiligung des Parlaments und sorgen wir
gemeinsam dafür, dass bioethische Fragen nicht wieder
zurückgepresst werden in einen falsch verstandenen
Fraktionszwang.

Danke schön.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN
sowie bei Abgeordneten der SPD und der LIN-
KEN)

Vizepräsidentin Gerda Hasselfeldt: 
Ich erteile nun dem Präsidenten des Hauses, unserem

Kollegen Dr. Norbert Lammert, das Wort für die CDU/
CSU-Fraktion.

(Beifall bei der CDU/CSU)
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Dr. Norbert Lammert (CDU/CSU): 
Frau Präsidentin! Liebe Kolleginnen und Kollegen!

Grundlage des Gesetzentwurfs der Bundesregierung wie
aller Anträge der Fraktionen, die der heutigen Debatte zu-
grunde liegen, ist nach meinem Eindruck die offenkundig
gemeinsame Überzeugung, dass die Berücksichtigung
ethischer Ansprüche und Anforderungen überragende
Bedeutung beim Herbeiführen politischer Entscheidun-
gen und ganz gewiss gesetzlicher Regelungen hat. Des-
wegen gehört bei der Sortierung dessen, was uns eint und
was uns vielleicht trennt, an den Beginn dieser ganz wich-
tige große Konsens: Wir sind uns alle darin einig, dass
dies ein überragendes Kriterium unserer Arbeit ist.

Im Vergleich zu dieser Grundsatzposition ist die zwei-
fellos wichtige Frage, wie man diese notwendige Be-
rücksichtigung organisiert, nun ganz gewiss keine Frage
des Prinzips, sondern eine Frage der Zweckmäßigkeit.
Sie ist deswegen nicht unwichtig; aber wir sollten sie
nicht auf die Höhe eines Prinzipienstreites rücken, son-
dern uns – wie das auch von mehreren Rednern in dieser
Debatte ausdrücklich angeregt worden ist – gemeinsam
darum bemühen, hier möglichst eine gemeinsame Rege-
lung zu finden.

(Beifall bei der CDU/CSU und der SPD sowie bei 
Abgeordneten der FDP und der LINKEN)

Nun gibt es, wie wiederum die vorliegenden Texte
deutlich machen, dazu unterschiedliche Vorstellungen.
Das finde ich nicht weiter Besorgnis erregend. 

(Jörg Tauss [SPD]: Im Gegenteil!)

Es wäre fast ein bisschen merkwürdig, wenn es, jeden-
falls am Beginn einer solchen Debatte, anders wäre.
Nach dem bisherigen Verlauf der Debatte schließe ich
keineswegs aus, dass es gelingen kann, eine gemeinsame
Regelung herbeizuführen. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der SPD sowie 
bei Abgeordneten der FDP)

Dass ich mich an dieser Debatte beteilige, hat diese
zwei Gründe: Erstens halte ich den Gesetzentwurf der
Bundesregierung für eine sehr geeignete Grundlage,
diese Klärung herbeizuführen, und zweitens möchte ich
ausdrücklich um den Konsens werben, den ich mir sel-
ber am Ende eines Beratungsprozesses dringend wün-
sche. Denn wenn wir uns hoffentlich darüber einig sind,
dass wir hier nicht nur über eine prinzipielle, sondern
über eine wichtige organisatorisch-technische Frage re-
den, dann sollte es möglich sein, dazu eine Übereinkunft
herbeizuführen, 

(Beifall bei Abgeordneten der CDU/CSU und 
der SPD)

zumal offenkundig – Herr Kollege Loske, mich hat Ihr
Beitrag nicht nur wegen der temperamentvollen Darbie-
tung sehr beeindruckt – eine relativ breite Übereinstim-
mung über die Defizite der ersten Konstruktion, des Na-
tionalen Ethikrates, besteht. 

Auch bei kritischen Anmerkungen zum Gesetzent-
wurf, die ich nachvollziehen kann, muss eine faire Wür-

digung doch einräumen, dass es drei ganz wesentliche
Fortschritte gegenüber dem Status quo ante gibt: Erstens
wird Politikberatung hier nun nicht auf Regierungsbe-
ratung reduziert. Es wird sorgfältig, zu Recht und unver-
zichtbar der Eindruck vermieden, das Parlament sei ei-
ner Beratung in ethischen Fragen nicht bedürftig oder
eine solche Beratung finde exklusiv für die Bundesregie-
rung statt. Das ist ein ganz wichtiger Fortschritt.

(Beifall bei der CDU/CSU, der SPD und der 
FDP)

Zweitens wird eine völlig unnötige und im Ergebnis
wohl auch kontraproduktive Konkurrenz zwischen Re-
gierung und Parlament vermieden und jedenfalls der
ernsthafte Versuch unternommen, in geeigneter Weise
eine Zusammenführung und Bündelung zu erreichen.

(Beifall bei der CDU/CSU sowie bei Abgeord-
neten der SPD)

Drittens. Herr Kollege Loske, da fühle ich mich Ihnen
ganz nah. Sie haben vorhin eine etwas flapsige Bemer-
kung zum früheren Bundeskanzler gemacht, die ich mir
in dieser Formulierung ausdrücklich nicht zu Eigen ma-
che.

(Jörg Tauss [SPD]: Wir auch nicht!)

– Der Kollege Tauss offenkundig auch nicht.

(Jörg Tauss [SPD]: Wir alle nicht!)

Aber Sie haben einen in der Sache unstreitig wichtigen
Punkt angesprochen. Der damalige Bundeskanzler hat
zur Erläuterung der Aufgaben des damaligen Nationalen
Ethikrates ausdrücklich ausgeführt: 

Wir dürfen uns in der Bio- und Gentechnik nicht
vom Fortschritt in der internationalen Forschung
abkoppeln.

Das ist im Übrigen, wiederum für sich betrachtet, ein
zweifellos nicht nur legitimes, sondern wichtiges Ziel,
aber es kann ganz sicher nicht die erschöpfende Aufgabe
eines Ethikrates sein.

(Beifall bei der CDU/CSU, der SPD und dem 
BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)

Denn wir wollen uns doch gerade in die Lage versetzen,
sicherzustellen, dass wir nicht der Eigendynamik der
Wissenschaft zum Opfer fallen und dass die Logik des
Fortschritts sich jedenfalls nicht alleine nach den Gesetz-
mäßigkeiten von Wissenschaft oder von Märkten voll-
zieht.

(Beifall bei der CDU/CSU, der SPD und dem 
BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)

Unter diesem Gesichtspunkt haben wir – ich bedanke
mich ausdrücklich für die deutliche Zustimmung – of-
fenkundig einen Fortschritt in unserer bisherigen De-
batte. Es ist eine wesentliche Grundlage für die künftige
Organisation unserer Arbeit, wenn alle drei Punkte si-
chergestellt werden. 

(Beifall bei Abgeordneten der CDU/CSU)
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Vizepräsidentin Gerda Hasselfeldt: 
Herr Dr. Lammert, gestatten Sie eine Zwischenfrage

des Kollegen Ilja Seifert?

Dr. Norbert Lammert (CDU/CSU): 
Natürlich.

Dr. Ilja Seifert (DIE LINKE): 
Muss ich Sie jetzt mit „Herr Präsident“ anreden – 

Dr. Norbert Lammert (CDU/CSU): 
Nein.

Dr. Ilja Seifert (DIE LINKE): 
– oder mit „Herr Kollege“?

(Heiterkeit)

Lieber Herr Kollege Lammert, da Exekutive und Le-
gislative unterschiedliche Aufgaben haben und es damit
für beide einen unterschiedlichen Beratungsbedarf gibt,
steht das, was Sie gerade im Zusammenhang mit dem
zweiten Punkt als großen Fortschritt bezeichnet haben,
vielleicht doch etwas auf wackligen Füßen. Nebenbei
bemerkt: Wenn wir Parlamentarierinnen und Parlamen-
tarier unsere eigene Position vertreten sollen, dann brau-
chen wir vielleicht doch andere Beratungsmechanismen
als die Regierung, die in einer ganz anderen Situation ist.
Stimmen Sie mit mir darin überein?

Dr. Norbert Lammert (CDU/CSU): 
Herr Kollege Seifert, ich akzeptiere ausdrücklich,

dass das ein wichtiger Punkt ist, den man bedenken
muss, wenn man sich um die zweckmäßige Organisation
einer solchen Beratung bemüht. Ich komme für mich zu
der Schlussfolgerung, dass die Risiken, dass es mögli-
cherweise zu einer Verdoppelung der Beratung kommt,
höher sind als die erhofften Vorzüge. Denn nach meinem
und offenkundig auch nach breitem Verständnis im
Hause soll ein solches Gremium bzw. sollen zwei sol-
cher Gremien nicht operative Vorschläge machen, son-
dern sie sollen uns, der Regierung wie dem Parlament,
helfen, in diesen ungewöhnlich komplexen Materien ein
bisschen sicherer in der eigenen und am Ende unver-
zichtbaren individuellen Urteilsbildung zu werden. Ich
glaube nicht, dass dieser Prozess dadurch erleichtert
würde, dass wir auf der einen Seite ein Beratungsgre-
mium für die Regierung und auf der anderen Seite ein
zweites Beratungsgremium für das Parlament haben.

(Beifall bei Abgeordneten der CDU/CSU und 
der SPD)

Ein weiterer ernst zu nehmender Punkt ist der Hin-
weis auf die vorgesehene Trennung zwischen Beratung
und Entscheidung, also den Verzicht auf die Beteiligung
von Parlamentariern an diesem Gremium. Ich räume
ausdrücklich ein, dass es eine Reihe von beachtlichen
Argumenten gibt, die für eine solche Verbindung spre-
chen. Aber ich finde, man muss genauso nüchtern ein-
räumen, dass es auch beachtliche Argumente gibt, die
dagegen sprechen. Niemand sollte vernünftigerweise

den Anspruch erheben, nur der eine bzw. der andere Weg
sei richtig.

(Beifall bei Abgeordneten der CDU/CSU und 
der SPD)

Ich persönlich spreche mich für die im Gesetzentwurf
vorgesehene Lösung aus – ich spreche ausdrücklich
nicht für die Bundesregierung; ich rede als Mitglied die-
ses Hauses –, weil ich davon überzeugt bin, dass auch an
dieser Stelle die Vorzüge einer Trennung, soweit die
Trennung überhaupt möglich ist, größer sind als die er-
hofften Vorzüge bei der anderen Lösung. Ich will zwei
praktische Gründe und einen prinzipiellen Grund dafür
nennen. 

Der erste praktische Grund ist: Würden wir dem Vor-
schlag folgen, ein auf Dauer eingesetztes Gremium aus
berufenen externen Beratern und Parlamentariern mit
dieser Aufgabe zu betrauen, würden wir zum ersten Mal
in der Geschichte des Deutschen Bundestages eine En-
quete-Kommission auf Dauer einsetzen. Ich will darauf
aufmerksam machen: Das hat der Deutsche Bundestag
bisher immer sorgfältig vermieden.

(Jörg Tauss [SPD]: Aus guten Gründen!)

Ich denke, das ist aus guten Gründen der Fall gewesen.
Wenn wir von dieser bisherigen Tradition abweichen
wollten, dann müssten wir schon bessere Gründe haben
als die, die genannt wurden und deren Stichhaltigkeit ich
eigentlich nicht sehe.

Der zweite praktische Grund ist: Wenn eine solche
Beratungsstruktur, die wir aufbauen wollen, nicht so
eng, sondern so breit wie möglich angelegt werden soll,
dann müssen wir die Möglichkeit aufrechterhalten, mit
dem Instrument der Enquete-Kommission zu begrenzten
Fragestellungen in den dafür vorgesehenen bewährten
Strukturen der Verbindung von externem Sachverstand
und beteiligten Kollegen Entscheidungsgrundlagen vor-
zubereiten. Ich habe die ernsthafte Besorgnis: Würde
man jetzt – durchaus mit sehr ehrenwerten Motiven – in
dem Ethikrat Parlamentarier und Sachverständige zu-
sammenführen, dann würde das Instrument der Enquete-
Kommission im Endergebnis für solche Zwecke ver-
braucht werden. Ich denke, daran können wir kein Inte-
resse haben.

(Beifall bei der CDU/CSU, der SPD und der 
FDP)

Ich komme nun zu dem prinzipiellen Punkt. Wir kön-
nen alle miteinander kein Interesse daran haben, dass der
Eindruck entsteht, es gebe im Deutschen Bundestag eine
kleine Anzahl von Ethikexperten, aber der große Rest sei
bei ethischen Fragen entweder nicht interessiert oder in-
different. Im Übrigen wäre dies nicht nur ein verheeren-
der, sondern auch ein falscher Eindruck, der insbeson-
dere in dieser Kombination kaum akzeptabel wäre. 

(Beifall bei Abgeordneten der CDU/CSU, der 
SPD und der FDP)

Nimmt man das alles zusammen, dann spricht schon
manches für die Grundannahme des Konzeptes, die in
dem Gesetzentwurf zum Ausdruck kommt. Das schließt
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keineswegs aus, dass man über manche der vorgesehe-
nen Formulierungen und Festlegungen noch einmal ge-
meinsam nachdenkt.

Dazu will ich gern drei Anregungen geben: Ich weiß
nicht, ob es notwendig ist, und habe gewisse Zweifel, ob
es klug ist, gleich in § 1 des Gesetzentwurfs, „Bildung
des Ethikrates“, zu schreiben: „Es wird ein unabhängiger
Sachverständigenrat zur Bewertung ethischer Fragestel-
lungen in den Lebenswissenschaften gebildet.“ Ich halte
das für eine unnötige Verengung, weil es hier nach mei-
nem Verständnis weder allein um Wissenschaft noch im
Kontext der Wissenschaften allein um Lebenswissen-
schaften geht, auch wenn wir alle miteinander darin
übereinstimmen, dass hier in der vorhersehbaren Zu-
kunft besonders spannende Fragen liegen. Ich glaube,
dass das, was in § 2 des Gesetzentwurfes, „Aufgaben“,
beschrieben wird, die Intention besser klar macht, als es
mit dieser Verengung jedenfalls in der Überschrift ange-
deutet wird. 

Wir sollten uns gemeinsam noch einmal die Öffent-
lichkeitsregelung ansehen, wenngleich ich dazu sofort
sagen will: Der Vorwurf der Geheimhaltung ist nicht
fair. Das, was im Gesetzentwurf vorgesehen ist, ist ziem-
lich präzise die Regelung, die der Deutsche Bundestag
für seine eigene Arbeit im Verhältnis von Ausschüssen
zum Plenum für bewährt und unverzichtbar hält. Wenn
wir das für angemessen für unsere eigene Arbeit halten
und wenn wir uns gewiss gegen den Vorwurf der Ge-
heimhaltung parlamentarischer Beratungen wehren wür-
den, dann sollte man einen solchen Vorwurf aus Grün-
den der Redlichkeit für einen analogen Vorschlag nicht
erheben. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP –
Dr. Ernst Dieter Rossmann [SPD]: Das ist ja
nicht analog, weil keine Abgeordneten dabei
sind!)

– Na ja, Herr Kollege, ich glaube, das bedarf jetzt keines
besonderen Kommentars. – Die jeweilige Struktur ist
analog. Wir haben allerdings eine unterschiedliche Be-
setzung der Gremien. Ich wollte nur diese Anregung ge-
ben.

(Renate Künast [BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN]: Wie findet denn bei Ihnen Beratung
statt, wenn es nicht öffentlich ist? Nur indem
ich nachher die Papiere lese? Muss ich jedes
Mal 600 Seiten lesen?)

– Ja, aber das gilt doch für das Verhältnis, das wir unter-
einander für den abschließenden Entscheidungsprozess
haben, in der gleichen Weise. Wir alle können nicht an
all diesen Beratungen beteiligt sein. 

Gleichwohl erlaube ich mir die Anregung, noch ein-
mal darüber nachzudenken, ob man nicht statt der offen-
kundig etwas missverständlichen Formulierung: „Die
Beratungen … sind nicht öffentlich“ schlicht und ergrei-
fend mit dem zweiten Satz beginnt, der dann heißt: „Der
Deutsche Ethikrat kann öffentlich beraten oder die Er-
gebnisse nichtöffentlicher Beratungen veröffentlichen.“
Damit hätte man, so finde ich, den Verdacht besser ver-

mieden, der im Verlauf der bisherigen Diskussion deut-
lich geworden ist.

Schließlich nenne ich noch einen praktischen Aspekt,
bei dem ich denke, dass wir uns auf diesen sofort ver-
ständigen können: Die Geschäftsstelle soll nach diesem
Gesetzentwurf der Bundesregierung beim Bundestag an-
gesiedelt werden. Das macht auf das Schönste klar, dass
auch die Bundesregierung einsieht, Herr Loske, dass die
Verteilung der Zuständigkeiten mit Blick auf die zu tref-
fenden Entscheidungen so ist, wie Sie sich und wir alle
uns das vorstellen.

Vizepräsidentin Gerda Hasselfeldt: 
Herr Dr. Lammert, gestatten Sie noch eine Zwischen-

frage des Kollegen Beck?

Dr. Norbert Lammert (CDU/CSU): 
Ja, wenn ich noch diesen einen Satz sagen darf: Bei

der Formulierung zur Einrichtung der Geschäftsstelle
müssen wir allerdings sicherstellen, dass wir sie nicht in
der Weise in die Organisation der Bundestagsverwaltung
integrieren, dass wir am Ende für die Besetzung solcher
Kommissionen mit Mitarbeitern – sowohl was die Beru-
fung als auch was deren Verbleib angeht – die gesamte
Palette des öffentlichen Dienstrechts unter besonderer
Berücksichtigung der Mitwirkung des Personalrats zur
selbst organisierten Folge haben.

(Renate Künast [BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN]: Das können Sie dann intern beraten! –
Jörg Tauss [SPD]: Aber Sie mögen Ihren Per-
sonalrat hoffentlich noch!)

Deshalb erlaube ich mir, den Kolleginnen und Kollegen
des federführenden Ausschusses dazu den zweckdienli-
chen Hinweis zu geben, so zu formulieren, dass wir in
die Lage versetzt werden, mit dieser Regelung den ange-
strebten Zweck möglichst wirkungsvoll zu erreichen. 

Bitte schön, Herr Kollege Beck. 

Volker Beck (Köln) (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN): 
Herr Kollege Lammert, würden Sie mir, da Sie gerade

eine Analogie zu Bundestagsausschüssen hergestellt ha-
ben, darin zustimmen, dass die Mitglieder dieses Hohen
Hauses in Bezug auf Bundestagsausschüsse zumindest
immer das Recht haben – wenn auch ohne Melde-, An-
trags- und Abstimmungsrecht –, einer Ausschusssitzung
bei Interesse an dem Verhandlungsgegenstand beizu-
wohnen, und dass insofern, führt man diese Analogie
weiter, immer dann, wenn es sich um ein Parlamentsbe-
ratungsgremium mit ausschussgleichem Charakter han-
delt, zumindest für die Mitglieder des Hohen Hauses je-
derzeit Öffentlichkeit hergestellt sein muss?

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN
sowie bei Abgeordneten der SPD und der Abg.
Monika Knoche [DIE LINKE])

Dr. Norbert Lammert (CDU/CSU): 
Herr Kollege Beck, der erste Teil Ihrer Frage ist na-

türlich rhetorisch. Wie sollte ich bestreiten, dass es so ist,
wie Sie gerade referiert haben? Was den zweiten Teil,
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nämlich die Implikation, angeht, gehört sie zu einem der
Punkte, von denen ich meine, dass man darüber in Ruhe
nachdenken können muss. 

(Beifall bei Abgeordneten der SPD)

Warum sollte man nicht beispielsweise die Regelung
vorsehen, dass für Mitglieder des Bundestages und der
Bundesregierung ein Zutrittsrecht zu einer nicht öffent-
lichen Beratung besteht? Ich halte das für einen Punkt,
der das gemeinsame Nachdenken lohnt. 

(Beifall bei Abgeordneten des BÜNDNISSES 90/
DIE GRÜNEN)

Überhaupt möchte ich mit Nachdruck dafür werben
– damit komme ich in den verbleibenden Sekunden zum
Schluss –, dass wir uns bei diesem Thema, das uns of-
fenkundig alle in gleicher Weise umtreibt und bei dem
wir alle in gleicher Weise nach einer angemessenen Lö-
sung eines überragenden Problems suchen, mit allen zur
Verfügung stehenden Möglichkeiten darum bemühen,
eine gemeinsame Lösung zu finden. Denn über eines be-
steht doch Konsens: Die Zuständigkeit für ethische Fra-
gen lässt sich nicht delegieren – an welches Gremium
auch immer, weder an einen Ethikrat noch an eine En-
quete-Kommission noch an parlamentarische Beiräte.
Am Ende ist die Entscheidung immer eine ganz indivi-
duelle. Jeder muss dafür mit seinem Namen, mit seiner
Person geradestehen. Die Entscheidung trifft mit Rechts-
wirkung dieses Parlament und niemand anderes. 

Wenn das die gemeinsame Grundlage für die Arbeit
an diesem Gesetzentwurf ist, würde es mich sehr enttäu-
schen, wenn es uns nicht gelänge, dazu ein gemeinsames
Ergebnis zu finden. 

(Beifall bei der CDU/CSU, der SPD und der FDP 
sowie bei Abgeordneten der LINKEN)

Vizepräsidentin Gerda Hasselfeldt: 
Nun hat das Wort der Kollege Michael Kauch für die

FDP-Fraktion.

(Beifall bei der FDP)

Michael Kauch (FDP): 
Frau Präsidentin! Meine Damen und Herren! Anders

als meine Vorredner gehörte ich der Enquete-Kommis-
sion „Ethik und Recht der modernen Medizin“ an, war
der Obmann der FDP-Fraktion in diesem Gremium und
möchte deshalb einen kurzen Blick darauf werfen, wo-
mit sich diese Enquete-Kommission eigentlich befasst
hat. Wir haben uns mit der Palliativ- und Hospizversor-
gung, mit Organtransplantationen und der Forschung an
Kindern und nicht einwilligungsfähigen Personen be-
fasst. Zu diesen Themen haben wir Zwischenberichte
vorgelegt. Wir haben über die Sterbehilfe und Allokation
im Gesundheitswesen diskutiert. Man muss ganz deut-
lich sagen: Aufgrund der Neuwahlen hat die Enquete-
Kommission ihre Arbeit beispielsweise an diesen beiden
Fragen nicht beenden können. 

Auch der Nationale Ethikrat hat sich zuletzt mit der
Rationierung im Gesundheitswesen und dem Umgang
mit Demenzkranken beschäftigt. Nach Durchsicht des

vorliegenden Gesetzentwurfes stelle ich mir die Frage,
ob diese Themen nach In-Kraft-Treten dieses Gesetzes
überhaupt im Deutschen Ethikrat diskutiert werden dürf-
ten. Denn im jetzigen Gesetzentwurf werden dadurch,
dass die Federführung jetzt neu beim Forschungsminis-
terium liegt, Aufgabenstellungen formuliert, die extrem
forschungslastig sind. Aus meiner Sicht ist das eine Ver-
engung, die der ethischen Debatte in Deutschland nicht
gut tut. 

(Beifall bei der FDP sowie bei Abgeordneten
der SPD und des BÜNDNISSES 90/
DIE GRÜNEN)

Deshalb bitte ich Sie, in den Ausschussberatungen
darauf zu achten, ob es nicht notwendig ist, die Aufga-
benstellung des Deutschen Ethikrates zu verbreitern,
um nicht nur die Anwendung der Forschung am Men-
schen an sich, sondern beispielsweise auch Fragen, wie
die Finanzierung der Anwendung dieser Forschung er-
folgen soll, einzubeziehen. Denn was nützt es den Men-
schen, wenn bestimmte Forschungsergebnisse zwar
existieren, das Gesundheitswesen deren Anwendung
aber nicht ermöglicht? Mein Petitum an dieser Stelle
lautet deshalb, dass wir den Gesetzentwurf nachbessern
sollten. 

Grundsätzlich halte ich die Konstruktion des Deut-
schen Ethikrates für einen Fortschritt im Vergleich zu
der des Nationalen Ethikrates, und zwar deshalb, weil
vorgesehen ist, dass der Deutsche Bundestag eine Mitge-
staltungsmöglichkeit bei der Berufung seiner Mitglie-
der hat. 

Für die Diskussion über die Öffentlichkeit von Bera-
tungen, die gerade stattgefunden hat, habe ich wenig
Verständnis. Denn was ist das Ziel der Debatte in diesem
Gremium? Das Ziel ist doch, dass sich Menschen zu-
sammensetzen, aus unterschiedlichen Positionen heraus
Dinge entwickeln und miteinander kritisch darüber dis-
kutieren. Es soll keine Veranstaltung sein, die auf offener
Bühne stattfindet. Das würde aus meiner Sicht der Qua-
lität des Diskussionsprozesses schaden; denn dann
würde bei einer Live-Übertragung im Fernsehen jeder
Sachverständige überlegen, ob er eine Formulierung be-
nutzt, die dem Mainstream oder der Political Correctness
möglicherweise nicht entspricht. Das darf in einem wis-
senschaftlich orientierten Gremium nicht sein. Deshalb
müssen die Sitzungen wie bei einer Enquete-Kommis-
sion nicht öffentlich sein. 

(Beifall bei der FDP und der CDU/CSU)

Lassen Sie mich jetzt zu der Frage kommen, warum
es notwendig ist, ein politisches Gremium zu haben,
das sich im Parlament mit Ethik beschäftigt. Ein gutes
Beispiel für den Bereich Ethik steht heute auf der Tages-
ordnung. Bei dem letzten Tagesordnungspunkt am heuti-
gen Tag geht es um die erste Beratung des Entwurfs
eines Gewebegesetzes. Nach der von den Parlamentari-
schen Geschäftsführern abgestimmten Tagesordnung
war dieser Tagesordnungspunkt für 3.20 Uhr morgens
vorgesehen. Das hat natürlich die Folge, dass alle Kolle-
ginnen und Kollegen ihre Reden zu Protokoll geben wer-
den. Dabei geht es in diesem Gesetzentwurf um viele
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ethisch schwierige Fragestellungen. Zum Beispiel haben
wir den Organhandel bewusst verboten. Auf der anderen
Seite müssen wir aufgrund der Weiterverarbeitungsmög-
lichkeiten des Gewebes Handelsstufen ansetzen. Die
Frage ist, wo wir sie ansetzen. Das ist nicht nur eine rein
wirtschaftliche, sondern auch eine ethische Frage. Diese
aber wird heute nicht im Parlament diskutiert. 

(Beifall bei der FDP sowie bei Abgeordneten
der SPD und des BÜNDNISSES 90/DIE
GRÜNEN)

Vizepräsidentin Gerda Hasselfeldt: 
Herr Kollege, gestatten Sie eine Zwischenfrage des

Kollegen Tauss?

Michael Kauch (FDP): 
Ja, gerne. 

Jörg Tauss (SPD): 
Lieber Herr Kollege, ungeachtet der Tatsache, dass

mir eine spannende Debatte wert wäre, sie auch um
3.20 Uhr zu führen – wir haben ja schon um 2 Uhr mor-
gens, dann allerdings unter Ausschluss der Öffentlich-
keit, getagt –, möchte ich Ihnen eine Frage stellen, damit
hier keine Missverständnisse entstehen. Sind Sie wirk-
lich der Auffassung, dass uns in dem von Ihnen genann-
ten Punkt eine Enquete-Kommission weitergeholfen
hätte? Enquete-Kommissionen haben ja nicht die Auf-
gabe, ein aktuelles Gesetzgebungsverfahren vorzuberei-
ten – das sollte unverändert den Ausschüssen vorbehal-
ten sein –, sondern beschäftigen sich langfristig mit den
Grundlagen. Würden Sie das bitte klarstellen, weil ein
Missverständnis möglicherweise auch draußen zu Irrita-
tionen führt?

Michael Kauch (FDP): 
Herr Tauss, da stimme ich Ihnen völlig zu. Wir brau-

chen dafür gerade keine Enquete-Kommission. Bei vie-
len Fragestellungen haben wir kein Erkenntnisproblem,
sondern ein Entscheidungsproblem. Ethische Themen,
die eigentlich auf der Hand liegen, werden nicht voran-
getrieben und vor allen Dingen nicht interdisziplinär dis-
kutiert. Nehmen wir als Beispiel die Sterbehilfe. Wir
haben hier die Situation, dass Sachverständige, bei-
spielsweise vom Deutschen Juristentag und der Bundes-
ärztekammer, aufgrund ihrer Fachmotivation eine ganz
unterschiedliche Herangehensweise an diese Themen
haben. Deshalb müssen wir diese Themen ausschuss-
übergreifend diskutieren. Wir wollen keine Enquete-
Kommission. Deshalb lehnen wir die Anträge der Grü-
nen und der Linken ab, die im Prinzip auf eine Enquete-
Kommission ad infinitum hinausliefen.

(Beifall bei der FDP)

Lassen Sie mich noch auf einige andere Inhalte ein-
gehen, weil es wichtig ist, nach außen hin deutlich zu
machen, worum es bei dieser institutionellen Frage, über
die wir hier diskutieren, inhaltlich geht. Wir beschäfti-
gen uns beispielsweise – ich habe das bereits angespro-
chen – mit Fragen, die sich auf das Lebensende bezie-
hen. Hier gibt es eine große Agenda. Das Thema

Patientenverfügung zum Beispiel ist federführend
beim Rechtsausschuss angesiedelt. Der Rechtsaus-
schuss befasst sich aber natürlich auch mit vielen ande-
ren Themen. Seit es die angesprochene Enquete-Kom-
mission nicht mehr gibt und sich kein Gremium im
Parlament um ethische Fragen kümmert, ist eine Diskus-
sion über ethische Fragen im Parlament viel schwieriger
geworden, ein weiterer Grund aus meiner Sicht, hier zu
einer interdisziplinären Verankerung im Parlament zu
kommen. 

Ein anderes Thema, das insbesondere Kollege Wo-
darg sehr stark in die Arbeit der Enquete-Kommission
eingebracht hat, befasst sich mit der Rationierung und
Priorisierung im Gesundheitswesen. Wir müssen er-
kennen, dass wir im Gesundheitswesen knappe Ressour-
cen haben und dies Prioritäten erfordert. Die Frage ist,
wer über die Prioritäten entscheidet. Momentan ent-
scheidet nicht der Deutsche Bundestag. Die Rationie-
rung findet im Wesentlichen in den Arztpraxen statt. 

Mit dem Gesetzentwurf der Kollegin Ulla Schmidt
zur Gesundheitsreform wird das Institut für Qualität und
Wirtschaftlichkeit im Gesundheitswesen beauftragt,
nicht nur die Effektivität und Wirtschaftlichkeit bei glei-
cher Wirkung zu untersuchen, sondern auch Kosten-Nut-
zen-Analysen neuer Therapien durchzuführen. Die
Frage ist: Wofür machen wir diese Analysen? Diese
Analysen machen doch nur dann Sinn, wenn man hinter-
her Entscheidungen darauf aufbaut. Da stellt sich die
Frage: Wer trifft die Entscheidung, wenn Therapie A
besser als Therapie B ist, aber mehr kostet? In England
hat man die Regelung, dass ein Lebensjahr zusätzlich
nicht mehr als 30 000 Pfund kosten darf.

(Zuruf des Abg. Jörg Tauss [SPD])

– Ja. Die Frage ist aber, wer entscheidet, wenn man diese
Prozesse weiterführt. Entscheidet der Gemeinsame Bun-
desausschuss, das Ministerium oder im Rahmen einer
offenen, fairen Debatte in diesem Parlament der Gesetz-
geber, wie das in anderen Ländern der Fall ist? Das muss
man sich gut überlegen. Auch ich habe noch keine ab-
schließende Antwort auf diese Frage. Das sind aber Fra-
gen, die in einen Ethikbeirat gehören. Dort muss darüber
diskutiert werden, wie mit diesen ethischen Fragen nicht
nur in der Forschung, sondern auch im Gesundheitswe-
sen umgegangen wird.

(Beifall bei der FDP)

Ich möchte noch einen Hinweis zur Biomedizinkon-
vention des Europarates geben. Deutschland hat sie,
was der Auffassung der FDP widerspricht, nicht ratifi-
ziert. Das enthebt den Deutschen Bundestag aber nicht
der Aufgabe, die Weiterentwicklung dieser Konvention
im Europarat parlamentarisch zu begleiten. Auch hier ist
ein interdisziplinäres Vorgehen notwendig. 

Zum Abschluss eine herzliche Einladung seitens der
FDP-Fraktion. Wir haben Ihnen ein Modell vorgeschla-
gen, das geschäftsordnungsmäßig exakt dem Parlamen-
tarischen Beirat für nachhaltige Entwicklung entspricht.
Wir haben ein übergreifendes, interdisziplinäres Gre-
mium vorgeschlagen, das nur aus Abgeordneten besteht.
Es handelt sich dabei nicht um eine Enquete ad infinitum.
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Es ist auch keine Vermischung mit dem Deutschen
Ethikrat, der aus unserer Sicht einen Fortschritt gegen-
über dem Nationalen Ethikrat darstellt. Man kann beides
beschließen. Man muss die Instrumente nicht gegenei-
nander ausspielen. Ohne parlamentarische Begleitung
bleibt der Ethikrat aber ein Torso. 

Vielen Dank.

(Beifall bei der FDP)

Vizepräsidentin Gerda Hasselfeldt: 
Das Wort hat nun die Kollegin Ulla Burchardt für die

SPD-Fraktion.

(Beifall bei der SPD)

Ulla Burchardt (SPD): 
Frau Präsidentin! Meine sehr verehrten Damen und

Herren! Herr Kollege Lammert, ich bin Ihnen ausge-
sprochen dankbar – ich glaube, das im Namen aller Mit-
glieder der SPD-Bundestagsfraktion sagen zu können –,
dass Sie den Weg für einen Konsens gewiesen haben.
Das ist ein großer Fortschritt in der Debatte. 

(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordneten
der CDU/CSU und des BÜNDNISSES 90/
DIE GRÜNEN)

Wir haben folgende Sachlage: Seit Januar gibt es Be-
mühungen, einen interfraktionellen Gruppenantrag vor-
zulegen, der der Tradition des Umgangs mit solchen
Themen in diesem Hause entsprechen würde. Seit Okto-
ber liegt ein Gesetzentwurf der Bundesregierung vor. Ei-
gentlich wird die Bundesregierung vom Bundestag be-
auftragt, etwas zu tun. Jetzt hat sie von sich aus dem
Bundestag Vorschläge gemacht, wie er sich beraten las-
sen soll.

(Josef Philip Winkler [BÜNDNIS 90/
DIE GRÜNEN]: Vorschriften!)

Das ist ein bisschen ungewöhnlich. Herr Lammert, Sie
haben den Weg gewiesen und gezeigt, wie wir alle Vor-
lagen nutzen können, um in guter alter Tradition dieses
Hauses zu einem Konsens zu kommen. 

Ich will nicht verhehlen, dass eine ganze Reihe mei-
ner Kollegen ein wenig unglücklich darüber sind, dass
der Gruppenantrag keine Chance hatte, in diesem Hause
geprüft und debattiert zu werden, weil er keine Aussicht
auf Mehrheitsfähigkeit hatte. Das hatte mit Interventio-
nen von außen auf die Fraktionsspitzen zu tun. Man
muss keinen Hehl daraus machen, dass Mitglieder der
Bundesregierung, aber auch Mitglieder des Nationalen
Ethikrates Einfluss genommen haben. Ich glaube, man
muss in Zukunft etwas vorsichtiger miteinander umge-
hen. 

Es gibt immer außerhalb der Sachlogik liegende
Gründe, warum man bestimmte Dinge nicht weitertreibt.
Wir Sozialdemokraten sind an dieser Stelle überhaupt
nicht dogmatisch. Deswegen machen wir andere Vor-
schläge, wie wir zu einem Konsens kommen können.
Die Kollegen nach mir werden im Detail darauf einge-
hen.

Ich will darauf hinweisen, dass wir bis heute keine
wirklich sachlichen, rationalen Argumente gehört haben,
warum Mitglieder des Deutschen Bundestages nicht
Mitglieder einer Ethikkommission sein können, ob be-
ratend oder mitbestimmend, sei dahingestellt.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)

Der Haupteinwand, der gebracht wird, lautet – wir haben
es heute wieder gehört; ich möchte darauf etwas ausführ-
licher eingehen –: Ethische Beratung braucht unabhängi-
gen Sachverstand. Mit anderen Worten: Über den verfü-
gen Mitglieder des Bundestages nicht; das ist es doch,
was impliziert wird. Es fällt schwer, muss ich als lang-
jährige und selbstbewusste Abgeordnete sagen, diese
Einschätzung nicht als populistische Pflege antiparla-
mentarischer Ressentiments zu werten. 

(Beifall bei der SPD und dem BÜNDNIS 90/
DIE GRÜNEN)

Ich will zwei sachliche Hinweise geben, die die Ab-
surdität dieses Einwands aufzeigen: 

Erstens. Jeder Abgeordnete ist dank der Verhaltensre-
geln des Deutschen Bundestags allemal transparenter als
ein Wissenschaftler, von dem nicht bekannt ist, auf wes-
sen Payroll er steht. 

Zweitens. Frau Weber-Hassemer als Vorsitzende des
Nationalen Ethikrates ist ehemalige Richterin und beam-
tete Staatssekretärin. Warum soll sie in ethisch-morali-
schen Fragen sachverständiger sein als beispielsweise
der Mediziner Wolfgang Wodarg, unser ehemaliger
Sprecher in der Enquete-Kommission zu diesem Thema? 

Mein drittes Argument kommt von einem Mitglied
des Ethikrates selbst. So sagte, was den Sachverstand be-
trifft, der Wissenschaftler van den Daele: „Unter Ethik
verstehen die Mitglieder das diskursive Ausbreiten und
Klären von Positionen und Argumenten; in diesem Sinne
sind auch die Wissenschaftler in den jeweiligen Gremien
Laien.“ Ich glaube, wir sollten uns das wechselseitige
Hin und Her betreffend Sachverstand zukünftig erspa-
ren.

(Beifall bei Abgeordneten der SPD und des 
BÜNDNISSES 90/DIE GRÜNEN)

Ich will aber noch anmerken, dass es schon einen ge-
wissen Hautgout hat, wenn der Einwand „mangelnder
Sachverstand“ von Abgeordneten zur Diskreditierung
der Positionen anderer Abgeordneter benutzt wird, ge-
rade in dieser Frage. Ich greife damit die Äußerungen
des Abgeordneten Röttgen auf, der jüngst mit Blick auf
meinen Kollegen Röspel festgestellt hat, dieser wolle
sich als Abgeordneter nur selber beraten, dabei brauch-
ten wir unabhängigen Sachverstand. 

Ich will im Namen der gesamten SPD-Bundestags-
fraktion Folgendes klarstellen: Der Kollege Röspel hat
Sachverstand; das hat er mit seiner Arbeit hier im Deut-
schen Bundestag bewiesen. Er kommt zudem aus der bio-
logischen Forschung. Mehr kann man in einer Person
vereint kaum erwarten. Er ist zu hundert Prozent unab-
hängig, er steht auf niemandes Payroll, er bezieht nur die
Diäten, die die deutschen Steuerzahler aufbringen. Er
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besitzt die Fähigkeit, kritisch und hartnäckig zu hinter-
fragen; das stört manche, das wissen wir. Vor allen Din-
gen besitzt er den Mut, zu zweifeln, und das schließt
Selbstzweifel, Zweifel an der eigenen Position, ein. Das
macht die hohe moralisch-ethische Integrität seiner Per-
son aus. Deswegen ist der Kollege Röspel in den vergan-
genen Jahren über die Grenzen unserer Fraktion hinaus
im ganzen Bundestag, aber auch in der deutschen Öf-
fentlichkeit ein anerkannter Gesprächspartner geworden
und genießt einen exzellenten Ruf. Das sollten diejeni-
gen wissen, die sich so über ihn äußern.

(Beifall bei der SPD und dem BÜNDNIS 90/
DIE GRÜNEN sowie bei Abgeordneten der
LINKEN)

Ganz abgesehen davon, dass für Herrn Röttgen das alte
biblische Wort gilt: Wenn man mit einem Finger auf je-
manden zeigt, muss man sich immer im Klaren sein,
dass drei Finger auf einen selber zurückzeigen.

(Dr. Ernst Dieter Rossmann [SPD]: Das woll-
ten wir nicht ansprechen!)

– Das wollten wir nicht ansprechen? Okay, dann strei-
chen wir das aus dem Protokoll. 

(Heiterkeit bei der SPD)

Was den Gesetzentwurf der Bundesregierung betrifft,
gibt es in mehrerlei Hinsicht Klärungsbedarf. Ich glaube,
die Kollegen Tauss, Loske und auch Herr Lammert ha-
ben mit ihren Hinweisen schon Etliches zusammengetra-
gen.

Ich möchte noch einige Fragen aufwerfen: Wenn man
auf Unabhängigkeit so großen Wert legt, wie sieht es
dann mit der Prüfung der Unabhängigkeit der Mitglieder
des Ethikrates aus? Im Ethikrat sollen nicht nur Wissen-
schaftler vertreten sein, sondern auch sachverständige
Persönlichkeiten. Es sollen nicht nur Wissenschaftsthe-
men behandelt werden, sondern auch andere Themen.
Da fragt man sich natürlich: Wer repräsentiert die öko-
nomischen Belange in biomedizinischen Fragen? Ein
Vertreter des BDI, der BDA oder der Branche? Das soll-
ten wir im Gesetzgebungsverfahren klären, damit Trans-
parenz und Unabhängigkeit nicht nur im Hinblick auf
Abgeordnete, sondern auch im Hinblick auf Experten
diskutiert wird.

(Beifall bei Abgeordneten der SPD und des 
BÜNDNISSES 90/DIE GRÜNEN)

Meine nächste Frage betrifft die Finanzierung. „Für
den Bund entstehen keine Mehrkosten“, heißt es lapidar.
Aber: Aus welchem Einzelplan werden diese beglichen?
Und wenn die Kosten zu hundert Prozent vom Bundes-
tag getragen werden, warum sollen wir nicht zu hundert
Prozent bestimmen? 

Es ist ja interessant, Herr Lammert, dass ein Externer
die Fachaufsicht über die Geschäftsstelle ausüben soll.
Da sage ich als Ausschussvorsitzende: Warum sollen
dann nicht wir die Fachaufsicht über die entsprechenden
Sekretariate des Deutschen Bundestages haben? Da ha-
ben Sie ein ganz neues Fass aufgemacht.

(Dr. Norbert Lammert [CDU/CSU]: Ich
nicht! – Weiterer Zuruf von der CDU/CSU: Er
nicht!)

Der letzte Punkt ist die Frage, wie Beratung als konti-
nuierlicher Diskursprozess organisiert werden und
funktionieren soll. In dem Gesetzentwurf der Bundesre-
gierung sind leider keine ausreichenden Hinweise dafür
enthalten. Erfolgreiche Beratung kann nur als diskursi-
ver Prozess angelegt werden. Kollege Loske hat darauf
hingewiesen. 

Jeder, der diesem Parlament angehört, weiß, wie die
Zuweisung von Vorlagen normalerweise vonstatten geht.
Neben den Hunderten von Berichten, die dem Bundestag
jährlich zugehen, erhalten wir dann noch einen weiteren
und zwischendurch noch einige Stellungnahmen. Diese
werden dann an einzelne Ausschüsse weitergeleitet. Dort
wird die Beratung darüber neben weiteren 20 Punkten
auf die Tagesordnung gesetzt. Jeder Ausschuss behan-
delt das Thema für sich alleine und gibt hinterher eine
Empfehlung ab oder nimmt die Vorlage nur zur Kennt-
nis. Im Plenum werden dann Entscheidungen mit Mehr-
heit getroffen. Das kann doch wohl kein vernünftiger
Beratungsprozess für dieses Thema sein. So können Ent-
scheidungen des Deutschen Bundestages in biomedizini-
schen Fragen nicht vorbereitet werden.

(Beifall bei der SPD und dem BÜNDNIS 90/
DIE GRÜNEN)

Insofern setzen wir von der SPD darauf, zu einem
wirklich ganz ernsthaften und normalen Beratungsver-
fahren über den Gesetzentwurf zu kommen. Es verbietet
sich dabei, in parteipolitische Schubladen einsortiert zu
werden, aber auch die Koalitionsdisziplin kann an dieser
Stelle nicht angeführt werden. Wie der Kollege Lammert
es formuliert hat, gehen auch wir davon aus, dass wir
durch ein zeitlich anspruchsvolles und von allen akzep-
tiertes geregeltes Verfahren, das bei Gesetzgebungen an-
sonsten üblich ist, zu einem Konsens kommen.

Ich bitte, das Ganze ohne Druck und ohne den Hin-
weis darauf, dass Entscheidungen schnell exekutiert wer-
den müssen, zu beraten. Alles andere wäre die schlech-
teste Voraussetzung für Vertrauen. Vertrauen brauchen
wir aber dringend, wenn unsere Zusammenarbeit mit
dem Deutschen Ethikrat in Zukunft im Interesse aller er-
folgreich sein soll.

(Beifall bei der SPD, der CDU/CSU und dem
BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN sowie bei Ab-
geordneten der FDP und der LINKEN)

Vizepräsidentin Gerda Hasselfeldt: 
Nun erteile ich der Kollegin Monika Knoche für die

Fraktion Die Linke das Wort.

(Beifall bei der LINKEN)

Monika Knoche (DIE LINKE): 
Sehr geehrte Frau Präsidentin! Meine werten Damen

und Herren Kolleginnen und Kollegen! Ich darf heute
für 46 Abgeordnete der Fraktion Die Linke zu Ihnen
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sprechen, die es für notwendig halten, dass der Deutsche
Bundestag ein Ethikkomitee einrichtet. 

Diese Idee fußt auf der Erfahrung, dass die Enquete-
Kommissionen des Deutschen Bundestages nicht nur
herausragende Leistungen erbracht haben, die es dem
Parlament ermöglicht haben, fundierte Entscheidungen
zu treffen, die jedoch nicht immer den Empfehlungen
der Enquete-Kommissionen entsprachen, sondern dass
sie darüber hinaus auch etwas geleistet haben, was wir
als Parlamentarier und als Politiker würdigen sollten:
Die Bevölkerung fühlte sich im deutschen Parlament
vertreten. Sie hat sich mit ihren Sorgen, Anliegen, Er-
wartungen und Hoffnungen, die mit den modernen bio-
medizinischen Fragen und mit dem Recht und der Ethik
in der modernen Medizin und Forschung verbunden
sind, bei ihren Parlamentarierinnen und Parlamentariern
aufgehoben gefühlt. Das partizipative Verfahren war au-
ßerordentlich ausgeprägt. Behindertenverbände haben
sich zusammengefunden und an den Debatten beteiligt.
Ich sehe überhaupt keinen Grund dafür, auf diese hervor-
ragende Art von parlamentarischen Gremien zu verzich-
ten.

(Beifall bei der LINKEN und dem BÜNDNIS 90/
DIE GRÜNEN)

Ethik geht alle an. Die Debatte über ethische Fragen
kann an niemanden und an kein Gremium delegiert wer-
den. Wir wissen, dass wir als Abgeordnete in der Pflicht
sind, diese hohen und anspruchsvollen Aufgaben zu er-
füllen und selbst Expertinnen und Experten in diesen
Fragen zu werden. Ich muss wirklich sagen, dass ich den
Diskussionsprozess zur Herausbildung dieses Gesetzent-
wurfs mit Erstaunen beobachtet habe. Ich fand das ei-
gentümlich paternalistische Verständnis der Ministerin
Schavan gegenüber dem Parlament sehr erstaunlich.

(Dr. Ernst Dieter Rossmann [SPD]: Ja!)

Das Parlament braucht kein Beratungsgremium, das ihm
nahe bringt, um welche Dimension und Entscheidungs-
tiefe es sich handelt.

Schauen wir uns doch die Tradition hier im Deut-
schen Bundestag an. Seit dem Veto gegen das so ge-
nannte Hirntodkonzept hat der Deutsche Bundestag hoch
qualifizierte und interdisziplinäre parlamentarisch-parti-
zipative Debatten geführt,

(Ulla Burchardt [SPD]: Ja!)

durch die der Bevölkerung die Möglichkeit gegeben
wurde, sich hier wiederzufinden. Es haben Veranstaltun-
gen stattgefunden: Kirchen, Behinderten- und Frauen-
verbände haben Veranstaltungen von hoher Qualität
durchgeführt, um weit reichende Fragen wie die der
Weiterentwicklung und der Ausgestaltung der Grund-
rechtsprinzipien, der Menschenwürde und des Schutzes
des Lebens in eine neue Gestalt und in eine Gesetzes-
form zu bringen.

Was haben wir als Abgeordnete erlebt? Wir haben er-
lebt, dass die Expertinnen und Experten aus dem Bereich
der Wissenschaft – ob es Human- oder Geisteswissen-
schaftler oder auch andere waren – die Erfordernisse des
Gesetzgebers gar nicht so genau kennen. Wir als Abge-

ordnete sind und bleiben die letzte Instanz, wenn es da-
rum geht, die Fragen zu entscheiden, die uns als Gesetz-
geber aufgegeben sind. Wir müssen uns vor Augen
führen, dass wir eine grundrechtsdogmatische Entschei-
dung zu treffen haben. Wir müssen herausfinden: Wie
kann die Forschung weiterentwickelt und gleichzeitig
die Menschenwürde gewahrt werden? Das sind die He-
rausforderungen, vor denen das Parlament in all diesen
Fragen steht.

Schauen wir uns einmal an, wie weit reichend, gut
und tragfähig die bisherigen Entscheidungen waren. Ich
betone: Nicht alle Empfehlungen der Enquete-Kommis-
sion wurden Gesetzesrealität. Aber die Vorschläge, die
sie als Ergebnis ihrer Arbeit vorgelegt hat, waren quali-
tativ um Welten besser als das, was zuvor Realität war;
das gilt sowohl für das Organtransplantationsgesetz als
auch für das Stammzellforschungsgesetz. Das wird auch
dann der Fall sein, wenn es um den Umgang mit geneti-
schen Daten und ähnliche Themen geht. Warum also
sollte das deutsche Parlament hinter einer solchen Er-
folgsgeschichte zurücktreten? 

Wir haben uns auf internationaler Ebene ein sehr gu-
tes Renommee erarbeitet, vor allem aufgrund der Art
und Weise, wie wir dieses Thema in diesem Hohen
Hause, dem deutschen Parlament, behandelt haben. Ich
habe, ebenso wie die vielen Unterzeichnerinnen und Un-
terzeichner unseres Antrags, nichts dagegen, dass die
Regierung ein Expertengremium einsetzt. Das ist ihr gu-
tes Recht. Das ist auch richtig und wichtig. Aber das
Parlament ist der Souverän. Das Parlament selbst muss
über die Kompetenz verfügen, darüber zu entscheiden,
wie diese hoch interessanten Fragen beraten werden sol-
len.

(Jörg Tauss [SPD]: Richtig! Das kann es auch 
immer tun! Mit und ohne Gesetz!)

Ich denke, wir würden gut daran tun, uns an die Er-
folge vorangegangener Enquete-Kommissionen zu hal-
ten und uns für ein Gremium zu entscheiden, dessen Ein-
richtung uns die Geschäftsordnung des Deutschen
Bundestages ermöglicht. Wir sind frei zu entscheiden,
wie wir die Geschäftsordnung des Bundestages ausge-
stalten. 

Ich bitte Sie, im Rahmen unseres Diskussionsprozes-
ses zurückzufinden zu der Ehre, die wir gespürt haben,
und dem Stolz, den wir empfunden haben, als es uns ge-
lungen ist, die als „Sternstunden des Parlaments“ be-
zeichneten Entscheidungen zu treffen. Führen wir diese
Tradition fort! Die Linke unterstützt dieses Ziel mit ih-
rem vorliegenden Antrag.

Ich danke Ihnen.

(Beifall bei der LINKEN sowie bei Abgeordneten 
des BÜNDNISSES 90/DIE GRÜNEN)

Vizepräsidentin Gerda Hasselfeldt: 
Nächster Redner ist der Kollege Norbert Geis für die

CDU/CSU-Fraktion.

(Beifall bei der CDU/CSU)
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Norbert Geis (CDU/CSU): 
Sehr verehrte Frau Präsidentin! Meine sehr verehrten

Damen und Herren! Der Skandal um den südkoreani-
schen Klonforscher Hwang hat gezeigt, dass seriöse Po-
litikberatung auf dem Gebiet der Lebenswissenschaften
dringend notwendig ist. Solche Politikberatung findet in
allen Staaten der westlichen Welt statt. Es handelt sich
dabei immer um unabhängige, wissenschaftliche Gre-
mien, die das Parlament und die Regierung beraten. 

Auch bei uns gab es in der letzten Legislaturperiode
ein solches Gremium. Es ist nicht ganz fair, dass die
Grünen der Regierung jetzt vorwerfen, sie würde ein
neues Gremium installieren, das nicht so stark legiti-
miert ist, wie Sie sich das vorstellen, und ihr Vorgehen
sei nicht gerade parlamentarisch. Denn Sie selbst haben
in der letzten Legislaturperiode die Einsetzung des parla-
mentarisch überhaupt nicht legitimierten Nationalen
Ethikrates mitgetragen. 

(Dr. Reinhard Loske [BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN]: Zu keinem Zeitpunkt! Das ist falsch!
Das stimmt einfach nicht!)

Sie waren an der letzten Regierung doch selbst beteiligt.
Deswegen ist das, was Sie jetzt sagen, nicht fair. Ich
weise Ihren Vorwurf zurück.

(Beifall bei der CDU/CSU)

Auch ist es nicht fair, der Regierung vorzuwerfen, sie
hätte ihren Gesetzentwurf nicht rechtzeitig vorgelegt
bzw. das Parlament nicht früh genug darüber informiert.
Unser Gesetzentwurf ist der SPD-Fraktion noch vor der
Sommerpause zugegangen. Die Regierung hat ihn be-
schlossen und an den Bundesrat weitergeleitet.

(Zuruf von der SPD: Ja, zugeleitet!)

Der Bundesrat hat dazu Stellung genommen. Es war also
genug Zeit, darüber zu diskutieren. 

(Dr. Reinhard Loske [BÜNDNIS 90/
DIE GRÜNEN]: Was? Wo denn?)

Der Bundesrat hat in seiner Stellungnahme keinerlei
Einwendungen vorgetragen, weder von SPD-regierten
Ländern noch von Ländern, in denen die FDP mitregiert.

(Zuruf von der SPD: Der Bundestag ist aber 
nicht der Bundesrat, Herr Kollege!)

Der Bundesrat hat unserem Gesetzentwurf also zuge-
stimmt. Das bedeutet, dass im Grunde genommen das-
selbe Gesetzgebungsverfahren stattfand, wie es auch
sonst immer der Fall ist. 

(Zuruf von der SPD: Welches Verfassungsver-
ständnis haben Sie eigentlich?)

Deswegen verstehe ich die Aufregung nicht, dass Sie
nun behaupten, unser Gesetzentwurf sei sozusagen vom
Himmel gefallen und nicht rechtzeitig vorbereitet wor-
den. 

(Beifall bei Abgeordneten der CDU/CSU)

Ich glaube aber, für uns kann kein Zweifel daran beste-
hen, dass wir ein solches Gremium brauchen.

(Jörg Tauss [SPD]: Ein Gesetzgebungsverfah-
ren wollen wir immer haben!)

– Ich bedanke mich für die Zustimmung, Herr Tauss. –
Wir brauchen ein solches Gremium – dessen Zuständig-
keitsbereiche aber nicht zu umfangreich sein dürfen,
weil es dann uferlos würde – für die Entwicklung in den
Lebenswissenschaften, weil sich in diesem Bereich das
Wissen sozusagen überschlägt. Dieses Wissen muss
transformiert werden, damit Regierung und Parlament
eines rationalen, modernen Staates es nutzen können, um
die richtigen Entscheidungen zu treffen. 

Wir brauchen das Wissen aus der Forschung und der
Gesellschaft, um auf staatlicher Ebene die richtigen Ent-
scheidungen zu fällen. Das ist unbestritten. Dem stimmt
jeder zu. Deshalb ist es auch völlig richtig, dieses Gre-
mium jetzt einzurichten und es durch das Parlament zu
legitimieren. Je stärker die Legitimation durch das Parla-
ment ist, desto höher ist das Ansehen dieses Gremiums. 

Auch wenn im Einzelnen über die im Gesetzentwurf
vorgeschlagenen Regelungen diskutiert werden kann
– die weitere Beratung kann in den Ausschüssen stattfin-
den –: Alles in allem halte ich den Gesetzentwurf für
richtig und zustimmungsfähig. Wir brauchen das vor-
handene Wissen, um auf staatlicher Ebene richtige Ent-
scheidungen zu fällen. 

Es geht aber nicht allein um das Wissen. Der Staat
dient nicht nur der Wahrung der inneren und äußeren Si-
cherheit und der Schaffung eines sozialen Ausgleichs.
Der Staat ist nicht nur eine pluralistische Funktionsge-
meinschaft, sondern er muss seine Entscheidungen
– weil es sich in der Regel um Wertentscheidungen
handelt – immer auch ethisch begründen. Das ist zwar
auch aus der Mitte des Parlamentes und vonseiten der
Regierung möglich – das will ich nicht absprechen –,
aber es ist auch richtig, das vorhandene Wissen zu nut-
zen und über die ethischen Grundlagen Rat von außen
einzuholen, nämlich von Wissenschaftlern, die sich täg-
lich von morgens bis abends damit beschäftigen. Der
Staat muss diese Möglichkeiten nutzen; um nichts ande-
res geht es.

(Beifall bei Abgeordneten der CDU/CSU)

Es geht nicht darum, dass der Staat irgendwelche
Zwecke verfolgt, und es geht auch nicht um einfache
Entscheidungen. Vielmehr hat der Staat, wie gesagt, in
der Regel Wertentscheidungen zu treffen. Der Staat ist
nicht nur ein Wissensstaat, sondern auch – wie
Böckenförde festgestellt hat – ein sittlicher Staat. Inso-
fern ist nicht nur die Transformation des Wissens, son-
dern auch die Übermittlung der ethischen Grundlagen
notwendig. Das ist die Aufgabe des Ethikrates. 

Ich meine, dass wir dem Gesetzentwurf zustimmen
sollten.

Danke schön.

(Beifall bei der CDU/CSU)
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Vizepräsidentin Gerda Hasselfeldt: 
Nun hat das Wort der Kollege Dr. Ernst Dieter Ross-

mann für die SPD-Fraktion.

(Beifall bei der SPD)

Dr. Ernst Dieter Rossmann (SPD): 
Frau Präsidentin! Liebe Kolleginnen und Kollegen!

Die Debatte erinnert mich an die große Ernsthaftigkeit
und den Respekt vor den verschiedensten Positionen, als
in diesem Parlament seinerzeit über die Stammzellfor-
schung debattiert worden ist.

(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordneten 
der CDU/CSU)

Darauf müssen wir uns auch deshalb beziehen, weil sich
in der Debatte um die Stammzellforschung in der deut-
schen Öffentlichkeit beispielhaft und auch zur Ehre des
Parlamentarismus und der Abgeordneten eine große
Souveränität in der Sache gezeigt hat. Daraus haben sich
eine starke Legitimation der seinerzeit verabschiedeten
Regelungen und eine gute Balance im politischen Ent-
scheidungsprozess ergeben. 

Ohne jemanden abwerten zu wollen, möchte ich mit
diesem Punkt an die Ausführungen von Herrn Lammert
anknüpfen. Sie sind zwar als Abgeordneter ans Redner-
pult getreten, aber Sie haben gesprochen wie ein Präsi-
dent. Ich glaube, dass damit auch in diese Debatte Sou-
veränität, Legitimation und Balance eingebracht worden
sind, an die wir anknüpfen können.

(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordneten 
der CDU/CSU)

Wir haben eine gemeinsame Überzeugung: Nach un-
serem Verfassungsverständnis der Gewaltenteilung ist es
völlig legitim, dass die Regierung einen Gesetzentwurf
einbringt. Er wird deshalb im Parlament beschlossen,
weil es die höchste Legitimation hat, die ein Gremium
in Deutschland, in einer Demokratie haben kann. Es
herrscht daher breiter Konsens darüber, dass eine parla-
mentarische Einsetzung und Legitimierung zu einer Auf-
wertung des Gremiums, aber auch der Anliegen beitra-
gen, die in einem solchen Rat behandelt werden. 

Herr Lammert, es ist bemerkenswert, dass Sie die
Fragen betreffend die Lebenswissenschaften in den Mit-
telpunkt Ihrer Ausführungen gestellt haben. Angesichts
des Dualismus aus Ethikrat und Enquete-Kommission
haben wir durchaus registriert, dass dort keineswegs nur
Fragen betreffend die Lebenswissenschaften, sondern
– um es einfach auszudrücken – Lebensfragen erörtert
werden. 

(Beifall des Abg. Dr. Norbert Lammert [CDU/
CSU])

Das mag zwar ein zu einfacher Begriff sein, aber er um-
fasst das, was Sie intendiert haben und was sich hinter
der ethischen Aufgabenstellung verbirgt. 

Trotz aller Übereinstimmung möchte ich die Zeit für
souveräne, eigene Gedanken nutzen. Erstens. Wir haben
eben festgestellt, dass die Debatte nicht entlang der
Fraktionsgrenzen verläuft, sondern die gleiche Qualität

hat wie die damalige Stammzelldebatte. Passt es zu ei-
nem durch Parlamentsbeschluss aufgewerteten und so-
zusagen ins höchste Recht gesetzten Gremium – und das
in einer Konstanz, was ebenfalls zur Aufwertung bei-
trägt –, dass es zwei Delegationen gibt, nämlich die
durch das Parlament und die durch die Regierung? Si-
cherlich trägt es zur Aufwertung bei, wenn die Regie-
rung delegiert und das Parlament legitimiert. Angesichts
dieser zwei Wege sollte man aber vielleicht darüber
nachdenken, ob nicht alle Mitglieder, die in diesem Gre-
mium gleichberechtigt diskutieren sollen, in gleicher
Weise durch das Parlament legitimiert werden müssen.
Bislang ist vorgesehen, dass die Mitglieder quasi durch
zwei Gewalten zusammengeführt werden. 

(Beifall bei Abgeordneten der SPD)

In diesem Zusammenhang stellt sich auch die Frage,
ob nicht in einem aus der Breite und mit der Souveräni-
tät des Parlaments delegierten Sachverständigenrates
eine bessere Repräsentanz aller vorhanden sein muss. Es
handelt sich hier um eine Dopplung; denn das Parlament
soll die Delegation der Regierung absichern. Das harmo-
niert aber nicht miteinander. 

Die zweite Frage ist: Die Stammzelldiskussion hat
beispielhaft verdeutlicht, dass sich Abgeordnete nicht
über den Sachverstand und die Erkenntnisse der Wissen-
schaft erheben, sondern im Dialog offen sind und dies
aufnehmen und verarbeiten. Dies muss auch hier unser
Anliegen sein. Herr Loske, Chapeau vor Ihrer Rede, in
der Sie das Outsourcing hart kritisiert haben. Aber wo
verknüpfen wir dies? Nur im Dialog ist ein Konsens über
ethische Fragen möglich. Ethik gründet sich nie nur auf
Entscheidungen, sondern immer auch auf Konsens in der
Gesellschaft. Die Verknüpfung dieser beiden Punkte ist
aber in dem Vorschlag der Regierung noch nicht hinrei-
chend berücksichtigt, insbesondere nicht bei der Institu-
tionalisierung, um es positiv zu formulieren.

Ich frage daher: Kann ein unterstützender parlamen-
tarischer Beirat aus Abgeordneten parallel zu einem
Sachverständigenrat einen institutionalisierten Dialog
führen? Dieser Punkt lässt sich auch in den Anträgen der
drei Oppositionsfraktionen finden. Es darf doch nicht
verboten sein, darüber nachzudenken, ob nicht nur dem
Sachverständigrat ein Entscheidungsrecht, sondern auch
den Abgeordneten ein Rede- und Debattierrecht einge-
räumt werden sollte. Das würde sinnfällig machen, wie
der Dialog dort geführt und beispielhaft für die Gesell-
schaft organisiert werden kann. Dies mag man beden-
ken, wenn es um die Weiterentwicklung des Vorschlags
geht. Frau Sitte, ich meine aus Ihrer Rede herausgehört
zu haben, dass Sie sich durchaus ein Teilnahmerecht so-
wie ein Rede- und Diskussionsrecht vorstellen können. 

Es stellt sich schließlich drittens noch die Frage nach
der Öffentlichkeit. Natürlich kann man hier unter-
schiedliche Perspektiven aufzeigen. Die Regierung emp-
fiehlt in ihrem Gesetzentwurf im Prinzip, nicht öffent-
lich zu tagen. Aber man kann auch der Meinung sein,
dass grundsätzlich öffentlich getagt werden soll. Das
Gremium sollte jedenfalls die Souveränität haben, zu
entscheiden, über welche Fragen es nicht öffentlich dis-
kutieren will. Diese Perspektive dürfen wir nicht verlo-
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ren gehen lassen, nämlich dass Ethikfragen an die Ge-
sellschaft gerichtet sind und diese nicht nur aus der
Gesellschaft aufgenommen und in einem Kreis stellver-
tretend für die Gesellschaft debattiert werden.

Ich will mit etwas enden, was mich beeindruckt hat.
Als der erste Ethikrat eingerichtet wurde und der desi-
gnierte Vorsitzende, Herr Simitis, gefragt wurde, was ihn
eigentlich in besonderer Weise zum Vorsitz des Ethikrats
qualifiziere, hätte er seine ganze wissenschaftlich-juristi-
sche Reputation anführen können. Herr Simitis sagte
aber: Fachlich nichts, aber vom Gestus, von der Haltung
her, die Offenheit, die Souveränität, das Bemühen um
ethische Grundfragen. Er hätte es auch einfacher sagen
können: die Klugheit in der Sache.

(Beifall bei Abgeordneten der SPD)

Das ist es, was im Ethikrat zusammengebracht wer-
den muss: Klugheit in der Sache. Man kann das auch auf
die Politik beziehen. Herr Präsident Lammert, Sie haben
Klugheit von uns eingefordert. Aber Klugheit sortiert
sich nicht nach Mehrheiten, schon gar nicht in diesem
Fall.

(Beifall der Abg. Monika Knoche [DIE 
LINKE])

Klugheit organisiert sich nach Beteiligung und nach
Konsens. Das wünschen wir uns.

Vielen Dank.

(Beifall bei der SPD, der CDU/CSU, der LINKEN 
und dem BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)

Vizepräsidentin Gerda Hasselfeldt: 
Letzte Rednerin in dieser Debatte ist nun die Kollegin

Nicolette Kressl für die SPD-Fraktion.

(Beifall bei der SPD)

Nicolette Kressl (SPD): 
Frau Präsidentin! Liebe Kolleginnen und Kollegen!

Wir haben in diesem Hause, wie ich finde, eine lange
und gute Tradition der inhaltlichen Diskussion über ethi-
sche, bioethische Fragen. Mich freut – mein Kollege
Rossmann hat es schon angesprochen –, dass wir auch
mit dieser Debatte, in der es ausdrücklich „nur“ um
Strukturfragen geht, eine gute Debatte begonnen haben. 

Wenn wir uns überlegen, wo wir in den letzten Jahren
einen Diskurs über solche Fragen führen konnten, dann
müssen wir feststellen, dass es drei institutionalisierte
Orte gab – wenn diese auch nicht miteinander zu verglei-
chen sind –, nämlich die Enquete-Kommissionen, den
Nationalen Ethikrat und in ganz besonderem Maße den
Deutschen Bundestag. Wichtig ist, deutlich zu machen,
dass die Entscheidung über solche Fragen, wenn auch
Diskurs- und Beratungsmöglichkeiten in diesen Institu-
tionen vorhanden waren, immer beim Deutschen Bun-
destag lag und sie auch immer beim Bundestag liegen
wird.

(Beifall bei Abgeordneten der SPD – Jörg 
Tauss [SPD]: Das ist der Punkt!)

Deshalb ist es mir auch wichtig, auf Sie, Frau Kno-
che, einzugehen. Mein Selbstbewusstsein wird nicht des-
wegen geringer, weil wir eine Beratungsinstitution ha-
ben.

(Beifall des Abg. Jörg Tauss [SPD])

Unsere Entscheidung ist deswegen souverän, weil
vorher der Diskurs geführt worden ist und wir auf dessen
Basis selbstständig im Parlament entscheiden. Ich kann
nicht verstehen, dass gesagt wird, unser Selbstbewusst-
sein würde dadurch geringer. Ich finde eher, dass das
Gegenteil richtig ist und wir souveräner werden, wenn
wir vorher die Möglichkeit haben, mit Sachverständigen
zu beraten. 

Die erste Lesung, die wir heute haben, muss der Auf-
takt für eine Debatte darüber sein, wie in Zukunft der
Diskurs fortgesetzt werden kann, gerade weil wir verän-
derte Rahmenbedingungen haben. So besteht eine verän-
derte Rahmenbedingung darin, dass es diese Enquete-
Kommission nicht mehr gibt. Das heißt, es besteht An-
lass, darüber nachzudenken, wo wir in Zukunft diesen
Diskurs verorten können und – das halte ich für die ent-
scheidende Frage, über die wir noch ausführlich werden
sprechen müssen – wie wir die Sachverständigenbera-
tung mit der parlamentarischen Beratung verzahnen
können. Darauf müssen wir bei der ausführlichen Bera-
tung des Gesetzentwurfes genauer schauen.

Es macht Sinn, die bisherigen Stärken dieser Bera-
tungsinstitutionen, die es gab, aufzugreifen. Bei aller
Kritik an der Frage, wie der Nationale Ethikrat zustande
kam, muss man doch auch sehen, dass die Entscheidun-
gen, die er für sich selbst getroffen hat, und die Beratun-
gen, die er geführt hat – das ist ganz deutlich in jedem
Bericht zu spüren –, überhaupt nicht beeinflusst waren.
Es gab sehr ausführliche Minderheitenvoten. Da hat sich
die Souveränität der Institution gezeigt. Diese Stärke
sollten wir jetzt aufgreifen.

(Beifall bei der SPD)

Auch die interdisziplinäre Zusammensetzung
– diese betrifft nicht nur die verschiedenen Wissenschaf-
ten, sondern auch die ganz unterschiedlichen Erfah-
rungshintergründe, die die Mitglieder dieses Ethikrats
hatten – sollten wir unbedingt wieder aufgreifen, nutzen
und einbringen. Diese sollten wir mit dem verbinden,
was ich als Stärke der Enquete-Kommission empfunden
habe. Deren Spezifikum ist die Zusammenfügung der
Sachverständigenberatung mit dem Diskurs der Parla-
mentarier. Wir sollten noch einmal gemeinsam überle-
gen, wie wir diese Stärke aufgreifen und in das Gesetz,
das wir zum Schluss verabschieden wollen, einbringen
können. 

Wenn wir diesen Gesetzentwurf beraten, müssen wir
Folgendes bedenken: Erstens. Wie entsteht dieses Gre-
mium? Wie wird es benannt und in welcher Verantwor-
tung benennen wir es? Es macht natürlich Sinn, noch
einmal über die schwierige Frage zu diskutieren, ob wir
die Mitglieder des Gremiums hälftig benennen oder ob
wir die Legitimation aller Experten in diesem Gremium
auf die gleiche Art und Weise verankern. Meine Vorred-
ner haben das auch schon angesprochen. 
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Wir sollten auch überlegen, welche Brücke wir bauen
müssen, um den Diskurs zwischen denen, die zum
Schluss parlamentarisch beraten und entscheiden wer-
den, und den Sachverständigen zu ermöglichen. Ich will
noch einmal betonen: Es geht nicht um Machtstrukturen.
Für mich geht es vielmehr darum, dass wir den besten
Weg finden, um den Austausch zwischen Parlamenta-
riern und Sachverständigen institutionell möglichst gut
zu verankern. 

(Beifall bei Abgeordneten der SPD)

Es lässt sich über die Frage eines Beirats durchaus
miteinander diskutieren. Wir haben überhaupt noch nicht
festgelegt, wie er aussehen könnte. Mir ist es aber schon
wichtig, nicht zu sagen, wir wollen zwei Parallelgre-
mien, aber auch nicht zu sagen, wir wollen nur eines al-
leine. Wir wollen eine möglichst gute Zusammenarbeit
zwischen der Institution, die zum Schluss entscheidet,
und der Institution, die berät, hinbekommen. Ich freue
mich, dass heute angeklungen ist, dass wir ausreichend
Zeit und Möglichkeiten haben werden, uns Gedanken
darüber zu machen, wo es hingehen soll.

Ich bin der Überzeugung – das möchte ich abschlie-
ßend sagen –, dass wir eine möglichst große Akzeptanz
dieses Deutschen Ethikrats erreichen werden, wenn wir
eine möglichst breite, konsensuale Verankerung dieser
Institution erreichen. Dabei stellt sich auch die Frage,
wie breit diese hier im Parlament getragen wird. Die
möglichst hohe und breite Akzeptanz des Deutschen
Ethikrats wird nicht nur symbolisch sein, sondern wird
– da bin ich mir sicher – die atmosphärische und tatsäch-
liche Grundlage dafür legen, dass er seine Aufgaben
bestmöglich wahrnehmen kann. Deshalb sollten wir
diese erste Lesung als Auftakt dafür nutzen, um den bes-
ten Weg zu ringen. Wir sollten dabei immer daran den-
ken – darin möchte ich Herrn Lammert unterstützen –,
dass wir ein gemeinsames Ziel haben und es darum geht,
für die besten Wege zu diesem gemeinsamen Ziel zu
streiten. 

Vielen Dank. 

(Beifall bei der SPD und der CDU/CSU sowie 
bei Abgeordneten der FDP und der LINKEN)

Vizepräsidentin Gerda Hasselfeldt: 
Ich schließe die Aussprache.

Interfraktionell wird die Überweisung der Vorlagen auf
Drucksachen 16/2856, 16/3199 und 16/3289 an die in der
Tagesordnung aufgeführten Ausschüsse vorgeschlagen.
Die Vorlage auf Drucksache 16/3277 – Tagesordnungs-
punkt 4 d – soll an dieselben Ausschüsse wie die Vorlage
auf Drucksache 16/3199 – Tagesordnungspunkt 4 b –
überwiesen werden.

Sind Sie damit einverstanden? – Das ist der Fall.
Dann ist das so beschlossen. 

Ich rufe die Tagesordnungspunkte 39 a bis 39 f sowie
die Zusatzpunkte 3 a bis 3 d auf:

39 a) Erste Beratung des von der Bundesregierung ein-
gebrachten Entwurfs eines Gesetzes zur Ände-

rung des Anerkennungs- und Vollstreckungs-
ausführungsgesetzes

– Drucksache 16/2857 –
Überweisungsvorschlag:
Rechtsausschuss

b) Erste Beratung des von der Bundesregierung ein-
gebrachten Entwurfs eines Gesetzes zu dem Bu-
dapester Übereinkommen vom 22. Juni 2001
über den Vertrag über die Güterbeförderung
in der Binnenschifffahrt (CMNI)

– Drucksache 16/3225 – 
Überweisungsvorschlag:
Rechtsausschuss (f)
Ausschuss für Verkehr, Bau und Stadtentwicklung 

c) Erste Beratung des von der Bundesregierung ein-
gebrachten Entwurfs eines Dritten Gesetzes zur
Änderung des Weingesetzes

– Drucksache 16/3226 – 
Überweisungsvorschlag:
Ausschuss für Ernährung, Landwirtschaft und 
Verbraucherschutz (f)
Ausschuss für Gesundheit

d) Erste Beratung des von der Bundesregierung ein-
gebrachten Entwurfs eines Gesetzes zu dem
Haager Übereinkommen vom 13. Januar 2000
über den internationalen Schutz von Erwach-
senen

– Drucksache 16/3250 – 
Überweisungsvorschlag:
Rechtsausschuss (f)
Ausschuss für Familie, Senioren, Frauen und Jugend

e) Erste Beratung des von der Bundesregierung ein-
gebrachten Entwurfs eines Gesetzes zur Umset-
zung des Haager Übereinkommens vom
13. Januar 2000 über den internationalen
Schutz von Erwachsenen

– Drucksache 16/3251 – 
Überweisungsvorschlag:
Rechtsausschuss (f)
Ausschuss für Familie, Senioren, Frauen und Jugend

f) Beratung des Antrags der Abgeordneten Rein-
hard Grindel, Wolfgang Börnsen (Bönstrup), Pe-
ter Albach, weiterer Abgeordneter und der Frak-
tion der CDU/CSU sowie der Abgeordneten Jörg
Tauss, Monika Griefahn, Martin Dörmann, weite-
rer Abgeordneter und der Fraktion der SPD

Die Schaffung eines kohärenten europäischen
Rechtsrahmens für audiovisuelle Dienste zu ei-
nem Schwerpunkt deutscher Medien- und
Kommunikationspolitik in Europa machen

– Drucksache 16/3297 – 
Überweisungsvorschlag:
Ausschuss für Kultur und Medien (f)
Rechtsausschuss 
Ausschuss für Wirtschaft und Technologie
Ausschuss für Ernährung, Landwirtschaft und 
Verbraucherschutz
Ausschuss für Familie, Senioren, Frauen und Jugend 
Ausschuss für die Angelegenheiten der Europäischen Union


